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Verwaltungsvorschrift
zur Bauvorlagenverordnung - VVBauVorlV -

Bekanntmachung des Ministeriums für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr 

Vom 19. Dezember 1997

Die Hauptnummern beziehen sich auf die jeweiligen Paragra-
phen der Bauvorlagenverordnung (BauVorlV). Bei ausgelasse-
nen Hauptnummern bestehen zu den betreffenden Paragraphen
keine Verwaltungsvorschriften.

Die Verwaltungsvorschrift wird wie folgt zitiert: Nr. 2.2.11
VVBauVorlV (Beispiel)

1 Allgemeines (§ 1)

1.1 Zu Absatz 1

Der Antrag mit den erforderlichen Bauvorlagen ist in
dreifacher Ausfertigung und in getrennt gehefteten Sät-
zen einzureichen.

Nach § 68 Abs. 1 der Brandenburgischen Bauordnung
(BbgBO) ist der Bauantrag mit der Stellungnahme der
Gemeinde oder des Amtes unverzüglich an die untere
Bauaufsichtsbehörde weiterzuleiten. Dieses gilt  für
alle Anträge in Verfahren, für die die Bauaufsichts-
behörde zuständig ist, in gleicher Weise (siehe 
Nr. 68.11 der Verwaltungsvorschrift zur Branden-
burgischen Bauordnung (VVBbgBO)). 

Im Bauanzeigeverfahren (§ 69 BbgBO) ist die Bauan-
zeige mit der Stellungnahme der Gemeinde oder des
Amtes binnen einer Frist von zwei Wochen der Bauauf-
sichtsbehörde vorzulegen.

Die Stellungnahme der Gemeinde oder des Amtes wird
von den Gebietskörperschaften in der Eigenschaft als
Behörde abgegeben. Hierbei handelt es sich um ein Ge-
schäft der laufenden Verwaltung.

Um ein Geschäft der laufenden Verwaltung handelt es
sich in den meisten Fällen auch bei der Erklärung der
Gemeinde über das Einvernehmen z. B. nach § 36 des
Baugesetzbuches (BauGB).

Ist ausnahmsweise beabsichtigt, die Entscheidung über
das gemeindliche Einvernehmen in einem Einzelfall
durch ein Beschlußgremium der Gemeinde herbeizu-
führen, so ist die Gemeinde berechtigt, die dritte Aus-
fertigung des Antrages als Grundlage für ihre Entschei-
dung zurückzubehalten. Die anderen Ausfertigungen
sind dagegen sofort mit der Stellungnahme der Ge-
meinde oder des Amtes an die untere Bauaufsichts-
behörde weiterzuleiten. Nach der Beschlußfassung ist
die dritte Ausfertigung mit der Erklärung über das Ein-
vernehmen unverzüglich nachzureichen. Die Vollstän-
digkeit der Bauvorlagen (§ 71 Abs. 1 BbgBO) wird

durch das Zurückhalten der dritten Ausfertigung durch
die Gemeinde nicht berührt.

Mit dem Einreichen des Antrages bei der Gemeinde be-
ginnt die Frist von zwei Monaten nach § 36 Abs. 2 
Satz 2 BauGB. Eine Verlängerung der Frist durch die
untere Bauaufsichtsbehörde ist nicht zulässig. Das Ein-
vernehmen der Gemeinde gilt als erteilt, wenn es nicht
binnen der Frist von zwei Monaten nach Einreichung
des Antrages bei der Gemeinde oder dem Amt verwei-
gert wird. Nach der Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts kann ein erteiltes Einvernehmen nach
Ablauf der Frist von zwei Monaten auch nicht mehr
geändert werden. Dieses gilt gleichermaßen für das be-
sonders erteilte Einvernehmen wie auch für das fiktiv
erteilte Einvernehmen.

Für die Stellungnahme/die Einvernehmenserklärung ist
das Muster der Anlage 8 zu verwenden.

1.4 Zu Absatz 4 

Für die Bauanzeige, den Antrag auf Baugenehmigung
(auch im vereinfachten Verfahren), Vorbescheid, städte-
baulichen Vorbescheid, Befreiung und Abweichung  so-
wie für die Versicherung des Entwurfsverfassers 
(§ 69 Abs. 1 Nr. 7 BbgBO), die Erklärung des Trag-
werkplaners (§ 70 Abs. 2 BbgBO), die Baubeschrei-
bung (§ 5 Abs. 1 BbgBO), die Betriebsbeschreibung 
(§ 5 Abs. 3 und 4 BbgBO), die Abbruchbeschreibung 
(§ 12 BbgBO) und für die Stellungnahme/die Einver-
nehmenserklärung der Gemeinde/des Amtes sind die in
der Anlage öffentlich bekanntgemachten Vordrucke
(Anlagen 1 bis 8) zu verwenden.

Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind nicht befugt,
Abweichungen von den vorgeschriebenen Vordrucken
zuzulassen.

1.5 Zu Absatz 5

Fotos des Grundstücks und seiner Umgebung sind ein
geeignetes Hilfsmittel zur Beurteilung der baupla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens. Davon
sollte vermehrt Gebrauch gemacht werden. Die Fotos
sollen die Beurteilung, insbesondere auch der Umge-
bungsbebauung, ermöglichen und daher eine ausrei-
chende Größe haben; mindestens das Format 
9 cm x 13 cm.

1.6 Zu Absatz 6

Mit Runderlaß III Nr. 13/1996 vom 10. Mai 1996 (ABl.
S. 626) hat das Ministerium des Innern als amtliches
Bezugssystem der Höhe das DHHN 92 (Höhen im Sy-
stem des Deutschen Haupthöhennetzes 1992) einge-
führt. Die damit definierten Normalhöhen nach der
Theorie von Molodensky sind mit Bezug auf das Qua-
sigeoid mit den GRS80-Konstanten berechnet. Die Be-
zugsfläche verläuft durch den Nullpunkt des Amsterda-
mer Pegels. Diese Höhen sind anzuwenden.
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Das Netz der Höhenfestpunkte im amtlichen Bezugssy-
stem hat jedoch z. Z. noch nicht in allen Gebietsteilen
Brandenburgs die für die Wahrnehmung von Aufgaben
nach der BauVorlV notwendige Dichte. Soweit die Be-
schaffung von Höhen im amtlichen Bezugssystem ei-
nen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert, kann des-
halb die untere Bauaufsichtsbehörde Höhen im NN-Sy-
stem oder einem lokalen System zulassen. Höhen im
System HN 76 sind nicht mehr zulässig, da für diese
bereits in das amtliche Bezugssystem umgerechnete
Werte bestimmt worden sind.

2 Amtlicher Lageplan (§ 2)

2.1 Zu Absatz 1

Soweit die vorhandenen Liegenschaftskarten aufgrund
der vorliegenden Maßstäbe und ihrer geometrischen
Grundlagen für die Darstellung der Grundstücksgren-
zen ungeeignet sind, sind weitere Unterlagen des Lie-
genschaftskatasters, insbesondere das Liegenschafts-
zahlenwerk, auszuwerten. Dieser Sachverhalt kann ins-
besondere bei widersprüchlichen Darstellungen an 
Flurgrenzen oder nicht abgemarkten Flurstücksgrenzen
sowie bei unkenntlich und unleserlich gewordenen
Grenzdarstellungen in den vorhandenen Karten auftre-
ten. 

Der amtliche Lageplan umfaßt eine dem Zweck ent-
sprechende zutreffende Darstellung auch bei ehemals
unklaren oder schwierigen Grenzverhältnissen. Er
berücksichtigt bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
che Festsetzungen sowie letztgenannten gleichstehende
Dienstbarkeiten auf dem Grundstück, wie Geh-, Fahr-
oder Leitungsrechte, Abstandsflächen, Feuerwehrzu-
fahrten oder Stellplätze.

Einer zweckentsprechenden Darstellung stehen beson-
ders schwierige topographische Verhältnisse, intensive
Grundstücksnutzungen sowie bauliche Anlagen oder
Einrichtungen auf beengten Grundstücksverhältnissen
nicht entgegen.

Im amtlichen Lageplan müssen die in der Liegen-
schaftskarte enthaltenen Punkte des Lage- und Höhen-
festpunktfeldes mit ihren Schutzflächen (§ 8 Abs. 6
Vermessungs- und Liegenschaftsgesetz) lagerichtig
dargestellt werden. Das Kataster- und Vermessungsamt
ist bei der Anforderung der Liegenschaftskarte und
weiterer Unterlagen darauf hinzuweisen, daß diese für
die Erstellung eines amtlichen Lageplanes dienen sol-
len.

2.2 Zu Absatz 2

Mit der Bestimmung „der amtliche Lageplan enthält”
ist zwingend vorgeschrieben, daß alle in Absatz 2 auf-
geführten Tatbestände in den amtlichen Lageplan auf-
zunehmen sind, wenn sie zutreffen. Mit der Aufnahme
werden Tatbestände, die durch vermessungstechnische

Ermittlungen an Grund und Boden festgestellt werden,
mit öffentlichem Glauben beurkundet. Da es sich hier-
bei um hoheitliche Aufgaben handelt, können nur Ver-
messungsstellen im Sinne des § 2 Abs. 1 BauVorlV die-
se wahrnehmen.

Die Prüfung der Bauaufsichtsbehörde umfaßt nicht
mehr die kataster- und vermessungstechnischen Tatbe-
stände und Ermittlungen an Grund und Boden, die
durch die genannten Vermessungsstellen mit öffentli-
chem Glauben beurkundet wurden.

2.2.3 Zu Absatz 2 Nr. 3

Grenzen, die geometrisch und rechtlich nicht einwand-
frei zu ermitteln sind oder die außerhalb des Liegen-
schaftskatasters festgelegt werden, z. B. durch das Bran-
denburgische Wassergesetz, sind von der Vermessungs-
stelle entsprechend zu kennzeichnen. Über die Qualität
der betreffenden Grenze, z. B. nicht festgestellte Gren-
ze, ist ein Vermerk anzubringen. In einem Hinweis ist
die baurechtliche Relevanz darzustellen und die Mög-
lichkeit zur Behebung dieses Mangels anzugeben.

2.2.11 Zu Absatz 2 Nr. 11

Bei den zu berücksichtigenden Bäumen werden neben
der Darstellung als Laub- oder Nadelbaum der Stamm-
umfang und der Kronendurchmesser angegeben. Über
weitere Anforderungen gemäß der Baumschutzverord-
nung oder -satzung entscheidet die untere Bauauf-
sichtsbehörde.

2.2.18 Zu Absatz 2 Nr. 18

Diese Forderung besteht für eventuell bedeutsame to-
pographische und andere Sachverhalte, die aufgrund
eigener Ermittlungen der Vermessungsstellen festge-
stellt werden und noch nicht im amtlichen Lageplan
dargestellt sind.

3 Einfacher Lageplan (§ 3)

3.1 Der amtliche Lageplan ist im Hinblick auf das Vorha-
ben in aller Regel nicht erforderlich für kleinere Bau-
vorhaben, z. B. Nebenanlagen, für die Änderung, aus-
genommen Erweiterungen, und für die Nutzungsände-
rung von Bauvorhaben.

3.2 Die Bestimmungen der Nr. 2.1 Abs. 4 gelten entspre-
chend.

8 Bauvorlagen für den Vorbescheid (§ 8)

8.1 Es ist darauf zu achten, daß die einzelnen Fragen zum
Bauvorhaben klar und unmißverständlich im Antrag
auf Vorbescheid unter Nr. 7 gestellt werden. 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Februar 1998 in Kraft.
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Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift vom 24. Juni 1994
(ABl. S. 1042) außer Kraft.

Anlagen zur VVBauVorlV

Verwendung von Mustern und Vordrucken 
im Baugenehmigungsverfahren

Nach § 1 Abs. 4 BauVorlV sind die durch die oberste Bauauf-
sichtsbehörde öffentlich bekanntgemachten Vordrucke zu ver-
wenden.

Die nachfolgenden Vordrucke für 

1. die Bauanzeige
den Antrag auf

Baugenehmigung
Vorbescheid Anlage 1
städtebaulichen Vorbescheid
Ausnahme / Befreiung 
Abweichung

das Verzeichnis der beizufügenden 
Bauvorlagen

2. a) die Erklärung des Tragwerksplaners nach 
§ 70 Abs. 2 BbgBO

b) die Versicherung des Entwurfsverfassers 
nach § 69 Abs. 1 Nr. 7 BbgBO Anlage 2

und die

3. Baubeschreibung Anlage 3
4. Baubeschreibung (Anlagen der Außenwerbung 

und Warenautomaten) Anlage 4
5. Betriebsbeschreibung (Land- und forstwirt-

schaftliche Betriebe) Anlage 5
6. Betriebsbeschreibung (Gewerbliche Anlagen) Anlage 6
7. Abbruchbeschreibung Anlage 7
8. Stellungnahme der Gemeinde Anlage 8

werden hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die Vordrucke haben im Original die Größe DIN A 4 und sind
für die Bekanntmachung auf ca. 80 % verkleinert. Inhalt,
Größe und grafische Anordnung sind verbindlich. Für die Un-
terlegung der Vordrucke kann für alle Sätze einheitlich ein ko-
pierfähiger Rotton oder ein Grauton gemäß dem Muster ver-
wandt werden. Im übrigen bleibt die drucktechnische Aus-
führung den Herstellern der Vordrucke überlassen. 
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Verwaltungsvorschrift
zur Brandenburgischen Bauordnung -VVBbgBO-

Bekanntmachung des Ministeriums für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr

Vom 19. Dezember 1997

Die Hauptnummern beziehen sich auf die jeweiligen Paragra-
phen der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO). Sind
Hauptnummern ausgelassen, bestehen zu den betreffenden Para-
graphen keine Verwaltungsvorschriften.

Die Verwaltungsvorschrift wird wie folgt zitiert: Nr. 31.1.1
VVBbgBO (Beispiel).

2 Begriffe (§ 2)

2.3 Zu Absatz 3

2.3.1 Als Fußboden gilt die Oberkante des fertigen Fuß-
bodens, als Geländeoberfläche die tiefstgelegene, an
das Gebäude anschließende Geländeoberfläche. Die
Höhe wird somit von der tiefstgelegenen, an das Ge-
bäude anschließenden Geländeoberfläche bis zur
Oberkante des höchstgelegenen Fußbodens gemes-
sen. Zur Geländeoberfläche vgl. auch Nr. 2.7. 

2.5 Zu Absatz 5

2.5.1 Die Grundfläche ist als Bruttogrundfläche nach 
DIN 277 Teil 1 Nr. 3.2.1 Abs. 1 Ausgabe Juni 1987
zu berechnen. Dieses ist Folge der Bestimmung des
§ 20 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung (BauNVO),
wonach die Geschoßfläche nach den Außenmaßen
der Gebäude in allen Vollgeschossen zu ermitteln ist.

2.5.2 Die Höhe der Geschosse wird von der Oberkante
des fertigen Fußbodens bis zur Oberkante des ferti-
gen Fußbodens der darüberliegenden Decke, bei
Geschossen, die von Dachflächen begrenzt werden,
bis Oberkante Dachhaut gemessen.

Nichtüberdachte Dachterrassen werden weder in die
Grundfläche noch in die Vergleichsfläche einbezo-
gen.

2.5.3 Ein gegenüber den Außenwänden des Gebäudes
zurückversetztes oberstes Geschoß (Staffelgeschoß)
ist immer ein Vollgeschoß.

2.7 Zu Absatz 7

Eine im Verhältnis zum Gebäude geringfügige Ab-
grabung, z. B. für einen Lichtgraben zur Beleuch-
tung von Aufenthaltsräumen im Kellergeschoß oder
eine geringfügige Aufschüttung, z. B. für eine Ter-
rasse, verändert die Geländeoberfläche im Sinne
dieser Vorschrift nicht.

3 Allgemeine Anforderungen (§ 3)

3.1 Zu Absatz 1

3.1.1 Gehen von baulichen Anlagen oder anderen Anla-
gen und Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1
Satz 2 BbgBO Gesundheitsgefahren oder unzumut-
bare Belästigungen durch Luftverunreinigung,
Lärm oder andere schädliche Umwelteinwirkungen
aus, so liegt hierin eine Gefährdung der öffentlichen
Sicherheit oder Ordnung.

3.1.2 Der Nachweis für die Erfüllung der allgemeinen An-
forderungen nach Satz 1 obliegt dem Bauherrn oder
einem sonst am Bau Beteiligten.

3.1.3 Sofern in der BbgBO der Begriff „andere Anlagen
und Einrichtungen“ verwandt wird, so handelt es
sich um andere Anlagen und Einrichtungen im Sin-
ne von § 1 Abs. 1 Satz 2 BbgBO.

3.4 Zu Absatz 4

Bei Abweichungen von bauaufsichtlich eingeführ-
ten Technischen Baubestimmungen gilt Nr. 3.12.

4 Bebauung der Grundstücke mit Gebäuden (§ 4)

4.1 Zu Absatz 1

4.1.1 Für Grundstücke i. S. der BbgBO gilt die Definition
des bürgerlichen Rechts. Danach ist ein Grundstück
ein räumlich abgegrenzter Teil der Erdoberfläche,
der im Bestandsverzeichnis eines Grundbuchblattes
unter einer Nummer eingetragen ist, ohne Rücksicht
darauf, wie es genutzt wird und ob es eine wirt-
schaftliche Einheit mit anderen Grundstücken bildet. 

4.1.2 Baugrundstücke müssen auch im Hinblick auf die
Kampfmittelfreiheit für die beabsichtigte Bebauung
geeignet sein.

Die Einhaltung dieser Vorschrift ist im Baugeneh-
migungsverfahren durch die untere Bauaufsichts-
behörde präventiv zu prüfen. Auf den Runderlaß des
Ministeriums des Innern vom 8. November 1994 
- III Nr. 78/1994 - in der Fassung vom 26. August
1997 wird verwiesen.

Liegt ein Baugrundstück in einem mit Kampfmit-
teln belasteten Gebiet, so darf ein städtebaulicher
Vorbescheid oder eine Baugenehmigung erst erteilt
werden, wenn der Nachweis der Kampfmittelfrei-
heit für das betreffende Grundstück beigebracht
wurde.

Dieses gilt nicht für Baugrundstücke, die innerhalb
des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes lie-
gen, bei deren Aufstellung der Staatliche Munitions-
bergungsdienst des Landes Brandenburg als Träger
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öffentlicher Belange beteiligt war. Für Satzungen
über Vorhaben- und Erschließungspläne, die vor
dem 1. Januar 1998 rechtskräftig geworden sind, gilt
dies entsprechend.

4.1.3 Ein Grundstück liegt in angemessener Breite an ei-
ner befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche, wenn
es über mindestens 4 Meter an diese Verkehrsfläche
anschließt und an dieser Stelle die Anlage einer Zu-
fahrt straßenrechtlich zulässig ist. Durch diese Re-
gelung soll sichergestellt werden, daß die für das
Grundstück erforderliche Zufahrt angelegt werden
kann.

Die Befahrbarkeit der Zufahrt bezieht sich auf die
technische Beschaffenheit dieser Fläche. Die Fläche
muß so breit und befestigt sein, daß sie in der Lage
ist, den Verkehr aufzunehmen, den das Grundstück
bzw. das Bauvorhaben bedingt. § 5 BbgBO ist zu
beachten.

Führt eine Zufahrt über ein anderes Grundstück (ein
oder mehrere fremde oder eigene), so ist dessen Be-
nutzbarkeit rechtlich zu sichern. Dies hat durch Ein-
tragung einer Grunddienstbarkeit (§§ 1018, 1019
BGB) im jeweiligen Grundbuch zu erfolgen. Für
den Rechtsträger der unteren Bauaufsichtsbehörde
ist zusätzlich eine beschränkte persönliche Dienst-
barkeit (§ 1090 BGB) gleichen Inhalts zu bestellen.
Die Baugenehmigung kann erteilt werden, wenn die
entsprechende Antragstellung beim Grundbuchamt
nachgewiesen ist. Das Verfahren ist durch den 
Runderlaß 3/1994 des MSWV vom 30. September
1994 (ABl. S. 1576) geregelt.

4.1.4 Den Nachweis, daß die Zufahrt bis zum Beginn der
Benutzung des Gebäudes benutzbar ist, erbringt 
die Gemeinde oder das Amt unter Nummer 10 
der „Stellungnahme der Gemeinde“ (Anlage 8 
VVBauVorlV).

Zur Benutzbarkeit der Wasserversorgungsanlagen
und der Abwasserbeseitigungsanlagen siehe Nr. 43
und 44. 

4.2 Zu Absatz 2

Soll eine bauliche Anlage, mit Ausnahme der nach
§ 33 Satz 2 Brandenburgisches Nachbarrechtsgesetz
auf der Grundstücksgrenze zu errichtenden Einfrie-
dungen, auf mehreren Grundstücken errichtet wer-
den, so ist die grundbuchliche Vereinigung der
Grundstücke grundsätzlich Voraussetzung für eine
Baugenehmigung. 

Die Baugenehmigung kann bereits erteilt werden,
wenn die entsprechende Antragstellung beim
Grundbuchamt nachgewiesen ist. In diesem Fall ist
die Forderung nach der grundbuchlichen Vereini-
gung jedoch als Auflage in die Baugenehmigung
aufzunehmen. 

Ausnahmsweise kann die Baugenehmigung auch er-
teilt werden, wenn rechtlich gesichert ist, daß keine
Verhältnisse eintreten können, die den Vorschriften
der BbgBO oder den aufgrund der BbgBO erlasse-
nen Vorschriften widersprechen. Für die rechtliche
Sicherung gilt Nr. 4.1.3 Abs. 3 sinngemäß. 

§ 4 Abs. 2 BbgBO gilt nicht für zeitlich begrenzte
Bauvorhaben und für Fliegende Bauten (§ 79 
BbgBO); die Vorschrift ist jedoch bei der Teilung
von Grundstücken (§ 8 BbgBO) zu beachten.

5 Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken
(§ 5)

5.1 Zu Absatz 1

5.1.1 Auf dem Grundstück muß die erforderliche Sicher-
heit und Bewegungsfreiheit für den Einsatz von Feu-
erlösch- und Rettungsgeräten gewährleistet sein, um
bei einem Brand die Rettung von Menschen und
Tieren sowie wirksame Löscharbeiten zu ermögli-
chen.

5.1.2 Zu den für den Feuerwehr- und Rettungseinsatz er-
forderlichen Flächen zählen die Zu- und Durchgän-
ge, die Zu- und Durchfahrten, die Aufstell- und Be-
wegungsflächen; sie sind auf dem Grundstück
selbst, ggf. auch auf öffentlichen Flächen (z. B.
Straßen und Plätze), sicherzustellen.

5.2 Zu den Absätzen 2 bis 6

Sind bei Gebäuden nach § 5 Abs. 2 bis 6 BbgBO so-
wie bei baulichen Anlagen besonderer Art oder Nut-
zung Flächen für die Feuerwehr erforderlich, so gel-
ten nachfolgende Bestimmungen. Sofern die örtli-
chen (grundstücks- und objektbezogenen) Gegeben-
heiten es gestatten oder erfordern, sind in Abstim-
mung mit der Brandschutzdienststelle (z. B. Berufs-
feuerwehr) abweichende Werte möglich. Die DIN
14090 - Flächen für die Feuerwehr auf Grund-
stücken - ist nicht anzuwenden.

5.2.1 Befestigung:

Zu- oder Durchfahrten für die Feuerwehr sowie Auf-
stell- und Bewegungsflächen sind nach DIN 1055
Teil 3 (Ausgabe 6/71) Abschn. 6.3.1 entsprechend
dem 12 t Normfahrzeug (für die Brückenklasse 12)
nach DIN 1072 (Ausgabe 12/85) zu bemessen; dies
gilt nicht für Decken als Kragplatten mit drei freien
Rändern.

Bei so bemessenen und angeordneten bzw. befestig-
ten Flächen bestehen gegen den Einsatz von Feuer-
wehrfahrzeugen bis zu 14 t Gesamtgewicht und von
Hubrettungsfahrzeugen bis zu 16 t Gesamtgewicht
im Gefahrenfall keine Bedenken. 
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H = Maß zwischen der Geländeoberfläche und der
höchsten Spitze des senkrecht gestellten Ro-
torblattes.

Die Reduzierung der Tiefe der Abstandsfläche auf 
0,5 H vor Außenwänden, die nicht länger als 16 m
sind, scheidet aus, da sich diese Regelung wegen der
variablen Ausrichtung und der Kreisförmigkeit der
durch das Objekt ausgelösten Abstandsfläche auf
Anlagen dieser Art generell nicht übertragen läßt.
Im übrigen findet Absatz 5 jedoch Anwendung.

Durch die Drehung der Windkraftanlage um 360°
ergibt sich eine kreisförmige Abstandsfläche um
den Mittelpunkt der Anlage. Der Radius ist das je-
weils zulässige Maß H. 

Im Einzelfall kann bei planungsrechtlich zulässigen
Windkraftanlagen im Außenbereich, die in einem
Mindestabstand von 300 m von Gebäuden mit Auf-
enthaltsräumen errichtet werden sollen, die Ab-
standsfläche durch Zulassung einer Abweichung
nach § 72 BbgBO reduziert werden, wobei eine
Mindestabstandsfläche mit dem Radius, der sich aus
dem Maß des Rotorhalbmessers plus 3 m ergibt,
nicht unterschritten werden darf. 

6.9 Zu Absatz 9

6.9.1 Unmittelbar an den Nachbargrenzen bedeutet, daß
die Grenzwände der Garagen, Gewächshäuser und
Nebengebäude sowie die Stützmauern und Einfrie-
dungen direkt (ohne Abstand) an der Nachbargrenze
zu errichten sind. Ein Zurückweichen von der Nach-
bargrenze, z. B. wegen der Gefahr der Überbauung
der Grenze durch Dachüberstände oder Dachrinnen,
ist nicht zulässig. Dieses gilt nicht für die Einfrie-
dungen, die nach § 33 Satz 2 des Brandenburgi-
schen Nachbarrechtsgesetzes auf der Grundstücks-
grenze errichtet werden müssen.

6.9.2 Die Nebengebäude dürfen nur als Abstellräume ge-
nutzt werden. Jegliche andere Nutzung, z. B. als Stall,
ist unzulässig. Auf die Brandschutzbestimmung des
§ 32 Abs. 3 Satz 2 BbgBO wird hingewiesen.

6.9.3 Die Begrenzung der Grundfläche auf insgesamt
nicht mehr als 50 m2 für Garagen, überdeckte Stell-
plätze, Gewächshäuser und Nebengebäude für Ab-
stellräume bezieht sich auf das gesamte Grundstück,
aber hier nur auf die Bebauung im Bereich der Min-
destabstandsfläche von 3 m zum Nachbarn. Außer-
halb dieses Bereiches der Mindestabstandsfläche ist
die Grundfläche der Garagen, überdeckten Stellplät-
ze, Gewächshäuser und der Nebengebäude für Ab-
stellräume durch diese Vorschrift nicht einge-
schränkt. Das gleiche gilt für die jeweilige Begren-
zung der Grundfläche auf nicht mehr als 10 m2 für
Gewächshäuser und Nebengebäude für Abstellräu-
me. 

An Garagen, überdeckte Stellplätze, Gewächshäu-
ser und Nebengebäude für Abstellräume, die zuläs-
sigerweise in der Mindestabstandsfläche errichtet
sind, kann zur Grundstücksmitte hin angebaut wer-
den, wenn dies planungsrechtlich zulässig ist.
Nr. 6.9.5 ist zu beachten.

6.9.4 Die zulässigen Gewächshäuser und Nebengebäude
für Abstellräume können separat oder im direkten
Anschluß an eine Garage/einen überdeckten Stell-
platz errichtet werden, sofern dadurch die zulässige
Länge der Außenwand nicht überschritten wird.

6.9.5 Wird das Dach des Hauptgebäudes oder eines Ne-
bengebäudes, das einen Grenzabstand einzuhalten
hat, mit dem Dach einer Garage, eines überdeckten
Stellplatzes oder eines anderen Nebengebäudes ver-
bunden (abgeschleppt), so gilt die bauliche Anlage
als ein Gebäude, das dann bei offener Bauweise den
erforderlichen Grenzabstand einzuhalten hat.

6.11 Zu Absatz 11

Eine geringere oder größere Tiefe der Abstands-
fläche kann sich z. B. aus der Festsetzung einer Bau-
linie und der gleichzeitigen zwingenden Festsetzung
der Geschoßzahl oder der Gebäudehöhe ergeben.
Aus derartigen Festsetzungen können sich bestimm-
te Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse der
Außenwände, an die Brennbarkeit der Baustoffe in
oder auf den Außenwänden sowie an die erforderli-
che Bewegungsfreiheit für die Feuerwehr auf den
Grundstücken ergeben.

7 Übernahme von Abständen und Abstandsflächen
auf Nachbargrundstücke (§ 7)

7.1 Zu Absatz 1 

Bei dieser Bestimmung handelt es sich um eine ge-
setzliche Ausnahmevorschrift vor dem Hintergrund,
daß es der Gesetzgeber respektiert, wenn sich die
Nachbarn einigen, daß der eine dem andern sein
Grundstück für Abstandsflächen zur Verfügung
stellt. Das Verfahren ist durch den Runderlaß 3/1994
des MSWV vom 30. September 1994 (ABl. 
S. 1576) geregelt.

Die private Einigung findet jedoch dort ihre Gren-
zen, wo die Voraussetzungen nach der Nr. 1 bis 3 der
Zulassung einer Ausnahme entgegenstehen. 

7.1.3 Zu Absatz 1 Nr. 3

7.1.3.1 Aus rechtlichen Gründen kann eine Abstandsfläche
nicht überbaut werden, wenn das Überbauungsver-
bot im Grundbuch eingetragen und somit rechtlich
gesichert ist. Für die rechtliche Sicherung gilt
Nr. 4.1.3 Abs. 3 sinngemäß. 

7.1.3.2 Das Überbauungsverbot gilt nicht für die nach § 6
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Abs. 9 und 10 zulässigen baulichen Anlagen. Diese
können auch in den nicht überbaubaren Abstands-
flächen errichtet werden.

8 Teilung von Grundstücken (§ 8)

8.1 Zu Absatz 1

Für die Beachtung dieser Vorschrift ist der Grund-
stückseigentümer verantwortlich, der die Teilung
vornimmt. Aber auch für die behördlichen Vermes-
sungsstellen, die zur Liegenschaftsvermessung be-
fugt sind und für die Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieure ist die Beachtung dieser Vorschrift
von besonderer Bedeutung.

8.2 Zu Absatz 2

Läuft die beabsichtigte Teilung eines Grundstückes,
das bebaut oder dessen Bebauung genehmigt ist,
den Bestimmungen der BbgBO oder den aufgrund
der BbgBO erlassenen Vorschriften zuwider, so darf
die Vermessung nur durchgeführt werden, wenn die
untere Bauaufsichtsbehörde eine diesbezügliche
Abweichung nach § 72 BbgBO zugelassen hat. Die
behördlichen Vermessungsstellen und die Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieure sollen sich in
Zweifelsfällen durch die untere Bauaufsichtsbehör-
de beraten lassen.

9 Nicht überbaute Flächen der bebauten Grund-
stücke, Kinderspielplätze (§ 9)

9.3 Zu Absatz 3

9.3.1 Ein Kinderspielplatz besteht aus einer Spielfläche
für Kleinkinder (Kinder im Vorschulalter), aus ei-
nem Spielplatz für Kinder von 6 bis 12 Jahre und
gegebenenfalls aus einem Bolzplatz.

9.3.2 Der Kinderspielplatz ist gegen Anlagen, von denen
Gefahren ausgehen können, insbesondere gegenü-
ber Verkehrsflächen, Kfz-Stellplätzen und Stand-
plätzen für Abfallbehälter abzugrenzen. Örtliche
Bauvorschriften über die Lage, Größe, Ausstattung
und Gestaltung von Kinderspielplätzen gemäß § 89
Abs. 1 Nr. 3 und 4 BbgBO sind zu beachten.

9.4 Zu Absatz 4

9.4.1 Die Größe, Art und Ausstattung des Kinderspiel-
platzes richtet sich nach der Zahl und Größe der
Wohnungen auf dem Grundstück. 

Hinsichtlich der Größe der Wohnungen ist auf die
Anzahl der Bewohner abzustellen. Demnach sind
anzusetzen für eine

1-Raumwohnung = 1 Bewohner
2-Raumwohnung = 2 Bewohner
3-Raumwohnung = 3 Bewohner
4-Raumwohnung = 4 Bewohner
5-Raumwohnung
und größere = 5 Bewohner.

Für die Berechnung der Größe und Art des Kinder-
spielplatzes gilt:

Spielfläche für Kleinkinder: 
1 m2 je Bewohner, mindestens 25 m2,

Spielplatz für Kinder im Alter von 6 bis 12 Jahre: 
1 m2 je Bewohner, mindestens 40 m2.

Bolzplatz für Jugendliche 
siehe Nr. 9.4.4

Als Grundlage für die Anordnung und Aufstellung
von Spielgeräten ist die DIN 7926 Teil 1 bis 5 in der
jeweils gültigen Fassung heranzuziehen. Für Skate-
einrichtungen ist die DIN 33 943 - Ausgabe 1995 -
zu beachten.

9.4.2 Soll ein Kinderspielplatz für mehrere Baugrund-
stücke als Gemeinschaftsanlage hergestellt werden,
so ist seine Größe ebenfalls nach der Anzahl der Be-
wohner zu berechnen.

9.4.3 Ist ein Kinderspielplatz als Gemeinschaftsanlage
oder ein öffentlicher Spielplatz vorhanden oder ge-
plant, so ist in jedem Fall eine Spielfläche für Klein-
kinder in unmittelbarer Nähe des Gebäudes anzule-
gen.

9.4.4 Bei Wohnanlagen mit mehr als 400 Bewohnern ist
zusätzlich ein Bolzplatz in Größe von mindestens
500 m2 als Gemeinschaftsanlage herzustellen.

9.5 Zu Absatz 5

Soll für mehrere Grundstücke ein Kinderspielplatz
gemeinsam angelegt werden oder ist eine solche Ge-
meinschaftsanlage bereits vorhanden, so ist mit dem
Bauantrag ein entsprechender Nachweis vorzule-
gen. Das gleiche gilt, wenn auf den Kinderspielplatz
verzichtet werden soll, weil in unmittelbarer Nähe
ein öffentlicher Spielplatz geschaffen wird oder vor-
handen ist, der ganz oder in einem Teil den Anforde-
rungen an Kinderspielplätze entspricht.

11 Gemeinschaftsanlagen (§ 11)

11.1 Zu Absatz 1

Der Nachweis, daß dem Bauherrn das Nutzungs-
recht an einer Gemeinschaftsanlage zusteht, obliegt
diesem selbst.
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13 Anlagen der Außenwerbung und Warenautoma-
ten (§ 13)

13.2 Zu Absatz 2

Eine Verunstaltung liegt auch vor, wenn durch Wer-
beanlagen der Ausblick auf begrünte Flächen ver-
deckt oder die einheitliche Gestaltung und die archi-
tektonische Gliederung baulicher Anlagen gestört
wird.

Zu den „begrünten Flächen“ gehören z. B. auch die
Böschungen von Straßen- oder Eisenbahndämmen.
Auf eine gärtnerische Gestaltung der Flächen
kommt es nicht an. Der Ausblick auf begrünte
Flächen wird schon durch einzelne großflächige
Plakattafeln verdeckt.

Wegen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
ist § 33 StVO zu beachten.

Bei drei und mehr Werbeanlagen liegt regelmäßig
eine störende Häufung vor.

13.3.3 Zu Absatz 3 Nr. 3

Diese Vorschrift wird ergänzt durch die Richtlinie
des MSWV zur Aufstellung nichtamtlicher Hin-
weisschilder an den Bundes-, Landes- und Kreis-
straßen im Land Brandenburg (Hinweis-Z.Ri) vom
15. August 1997 (ABl. S. 811). Weiterhin wird auf
§ 67 Abs. 8 Nr. 7 BbgBO und auf Nr. 67.8.7 verwie-
sen.

13.4.2 Zu Absatz 4 Nr. 2

Bei den hier genannten Anlagen handelt es sich um
die üblichen festinstallierten Schaukästen, die von
den Gemeinden und Kirchen für amtliche Mitteilun-
gen oder von Vereinen, Parteien o. ä. zur Unterrich-
tung der Bevölkerung betrieben werden.

14 Baustelle (§ 14)

14.2 Zu Absatz 2

Die einschlägigen abfallrechtlichen Vorschriften,
insbesondere die Technische Anweisung Siedlungs-
abfälle, sind zu beachten.

14.3 Zu Absatz 3

Zu den Versorgungsanlagen zählen auch die Lösch-
wasserentnahmestellen. Diese sind nicht nur zu-
gänglich zu halten, sondern auch besonders kennt-
lich zu machen.

14.6 Zu Absatz 6

Das Baustellenschild muß neben der Bezeichnung

des Bauvorhabens mindestens die Namen und An-
schriften des Bauherrn (§ 58 BbgBO), des Ent-
wurfsverfassers (§ 59 BbgBO), des Unternehmers
für den Rohbau (§ 61 BbgBO) und des Bauleiters
(§ 62 BbgBO) enthalten.

Größe und Art des Baustellenschildes sind freige-
stellt, eine Genehmigungspflicht besteht nicht. Das
Baustellenschild ist unverzüglich nach der Anzeige
der abschließenden Fertigstellung der baulichen An-
lage (§ 84 Abs. 1 BbgBO) zu entfernen.

Schilder, auf denen für die Vermietung, Verpachtung
oder den Verkauf der baulichen Anlage geworben
wird, sind keine Baustellenschilder, sondern geneh-
migungspflichtige Werbeanlagen.

17 Brandschutz (§ 17)

17.1 Zu Absatz 1

Die Anforderungen hinsichtlich des Brandschutzes
sind grundsätzlich durch die untere Bauaufsichts-
behörde selbst zu prüfen. Nur in besonderen Aus-
nahmefällen soll eine brandschutztechnische Stel-
lungnahme einer Fachdienststelle eingeholt werden.
Auf Nr. 55.2.3 wird verwiesen.

17.4 Zu Absatz 4

Soweit nicht für bauliche Anlagen und Räume be-
sonderer Art und Nutzung in den Sonderbauvor-
schriften besondere Anforderungen gestellt werden,
gilt für notwendige Treppen in Gebäuden, die als
zweiter Rettungsweg dienen, § 35 BbgBO.

Treppen an Gebäuden, die nur als zweiter Rettungs-
weg dienen, müssen folgende Voraussetzungen er-
füllen:

- sie müssen jedes über der Erde liegende Ge-
schoß erschließen,

- die tragenden Teile müssen aus nicht brennbaren
Baustoffen bestehen,

- sie müssen so angeordnet sein, daß ein Feuer-
überschlag (z. B. durch Fenster) ausgeschlossen
ist,

- sie müssen die Anforderungen der DIN 18065
- Gebäudetreppen - erfüllen,

- die Trittstufen und Podeste müssen gleitsicher
sein.

Das vorgehaltene Rettungsgerät der Feuerwehr ist
von Fall zu Fall verschieden und muß im Einzelfall
bei der zuständigen Feuerwehr erfragt werden. 

Steht ein erforderliches Rettungsgerät nicht zur Ver-
fügung, kann die Errichtung des Gebäudes nur ge-
stattet werden, wenn ein baulicher zweiter Rettungs-
weg errichtet wird.
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18 Wärme-, Schall- und Erschütterungsschutz
(§ 18)

18.1 Zu Absatz 1

Im bauaufsichtlichen Verfahren ist der Wärme-
schutz nach der Wärmeschutzverordnung nachzu-
weisen und muß dieser entsprechen.

18.2 Zu Absatz 2 

Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist als
eingeführte Technische Baubestimmung zu beach-
ten. Die Richtlinie VDI 4100 ist nicht bauaufsicht-
lich eingeführt und findet daher keine Anwendung.

18.3 Zu Absatz 3

Soweit öffentlich-rechtliche Vorschriften zum Er-
schütterungsschutz erlassen sind, sind diese zu be-
achten.

19 Verkehrssicherheit (§ 19)

19.2 Zu Absatz 2

19.2.1 Die Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des
öffentlichen Verkehrs ist nicht anzunehmen, wenn

- eine Ausnahme oder Zustimmung gemäß § 9
Bundesfernstraßengesetz (FStrG) oder § 24
Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG),

- eine Sondernutzungserlaubnis gemäß § 8
FStrG, § 18 oder § 19 BbgStrG vorliegt oder

- das Vorhaben im Geltungsbereich einer Ortssat-
zung über die Befreiung von der Erlaubnis-
pflicht liegt und deren Regelungen entspricht
(§ 8 Abs. 1 FStrG, § 18 Abs. 1 BbgStrG).

19.2.2 Unbeschadet abweichender Vorschriften in einer
Ortssatzung über Sondernutzungen ist eine Gefähr-
dung der Sicherheit und Leichtigkeit des öffentli-
chen Verkehrs im allgemeinen nicht anzunehmen,
wenn

a) Bauteile wie Sockel, Gesimse und Fensterbänke
so geringfügig in den öffentlichen Verkehrsraum
hineinragen, daß Passanten nicht gefährdet wer-
den können,

b) Bauteile, Vorbauten und Vordächer, Markisen
und Werbeanlagen mehr als 2,50 m oberhalb des
Gehweges vor die Gebäudefront vortreten und
einen Abstand von mindestens 70 cm vom Rand
der Fahrbahn einhalten.

Fenster und Türen sollen nicht in den öffentlichen
Verkehrsraum aufschlagen.

20-28 Bauprodukte und Bauarten (§§ 20 bis 28)

20-28 1. Allgemeines

Die §§ 20 ff. BbgBO richten sich in erster Linie un-
mittelbar an die Hersteller und die bei der Prüfung,
Zertifizierung und Überwachung von Bauprodukten
und Bauarten einzuschaltenden Stellen; sie wirken
sich jedoch mittelbar auch auf den verwendenden
bzw. anwendenden Planer, Bauherrn und Unterneh-
mer aus. Für die unteren Bauaufsichtsbehörden sind
sie vor allem bei der Erteilung der Baugenehmigung
nach § 74 Abs. 1 BbgBO und im Rahmen der Bau-
überwachung sowie Bauzustandsbesichtigungen
nach den §§ 83 und 84 BbgBO von Bedeutung.

Die §§ 20 ff. BbgBO betreffen sowohl Bauprodukte
(§ 2 Abs. 9 BbgBO) als auch Bauarten (§ 2 Abs. 10 
BbgBO).

Bauprodukte und Bauarten, die gemäß § 25 BbgBO
einem Übereinstimmungsnachweisverfahren unter-
liegen, bedürfen einer Bestätigung der Übereinstim-
mung. Bauprodukte, die einem Konformitätsnach-
weisverfahren unterliegen, bedürfen einer Beschei-
nigung der Konformität. Diese Bauprodukte dürfen
nur verwendet werden, wenn die Bestätigung der
Übereinstimmung bzw. Bescheinigung der Konfor-
mität erfolgt ist und die Bauprodukte das Ü- bzw.
CE-Zeichen (§ 20 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BbgBO) tra-
gen. Entsprechend dürfen Bauarten nur angewendet
werden, wenn die Bestätigung der Übereinstim-
mung erfolgt ist. Ein Ü-Zeichen wird für Bauarten
nicht verlangt. 

Sollen zertifizierungspflichtige Bauprodukte bzw.
Bauarten ohne Übereinstimmungszertifikat verwen-
det bzw. angewendet werden, dann ist die Zustim-
mung der obersten Bauaufsichtsbehörde erforder-
lich (§ 25 Abs. 2 Satz 4 BbgBO).

2. Baugenehmigung

Sollen Bauprodukte gemäß § 20 Abs. 3 Satz 1 
BbgBO verwendet werden, liegen aber zum Zeit-
punkt der Prüfung der bautechnischen Nachweise

- die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung,
- das allgemeine bauaufsichtliche Prüfzeugnis

oder
- die Zustimmung im Einzelfall

noch nicht vor, dann kann die Baugenehmigung mit
Nebenbestimmungen erteilt werden. Mit den Ne-
benbestimmungen ist sicherzustellen, daß die ge-
setzlichen Voraussetzungen eingehalten werden. Die
Erfüllung der Nebenbestimmungen ist zu überwa-
chen. Die Berücksichtigung 
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- der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung,
- des allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis-

ses oder
- der Zustimmung im Einzelfall

in den Nachträgen zu den bautechnischen Nachwei-
sen ist zu prüfen. 

Entsprechend kann bei Bauarten verfahren werden,
die unter § 24 Abs. 1 Satz 1 BbgBO fallen.

3. Bauüberwachung und Bauzustandsbesichti-
gungen

Im Rahmen der Bauüberwachung sowie der Bauzu-
standsbesichtigungen ist

- zu überprüfen, ob die Bauprodukte das Ü- bzw.
CE-Zeichen tragen,

- Einblick zu nehmen in die Schriftstücke gemäß
§ 83 Abs. 3 BbgBO,

- Einblick zu nehmen in die Zustimmung der
obersten Bauaufsichtsbehörde gemäß § 25
Abs. 2 Satz 4 BbgBO.

In den Berichten zur Bauüberwachung und zu den
Bauzustandsbesichtigungen sind bauprodukt- sowie
bauartbezogen

- die Ergebnisse der Überprüfung zu dokumentie-
ren,

- die Unterlagen, in die Einblick genommen wur-
de, aufzuführen.

Die Verwendung von Bauprodukten und Bauarten
entgegen den Vorschriften der BbgBO erfordert
bauaufsichtliche Maßnahmen. Werden die Bauüber-
wachung sowie die Bauzustandsbesichtigungen
vom Bautechnischen Prüfamt oder einem Prüfinge-
nieur vorgenommen und kommen die am Bau Betei-
ligten der Aufforderung des Bautechnischen
Prüfamtes oder des Prüfingenieurs - zur Herstellung
eines nach der BbgBO rechtlich zulässigen Zustan-
des - nicht nach, so trifft die untere Bauaufsichts-
behörde die erforderlichen Maßnahmen.

29 Tragende Wände, Pfeiler und Stützen (§ 29)

29.1 Zu Absatz 1

Für die tragenden Bauteile von Balkonen an Gebäu-
den geringer und mittlerer Höhe kann die untere
Bauaufsichtsbehörde Abweichungen von den An-
forderungen dieses Absatzes zulassen.

29.3 Zu Absatz 3

§ 31 Abs. 2 BbgBO gilt entsprechend.

30 Außenwände (§ 30)

30.2 Zu Absatz 2

Bei der Anwendung des § 32 Abs. 3 BbgBO ist die
Brandausbreitung auf angrenzende Gebäude über
die Oberfläche von Außenwänden und durch Feu-
erüberschlag mit Baustoffen der Feuerwiderstands-
dauer der tragenden Bauteile zu verhindern.

31 Trennwände (§ 31)

31.2 Zu Absatz 2

Für Wände zwischen aneinandergebauten Wohnge-
bäuden, auch auf einem Grundstück, ist § 32 
BbgBO anzuwenden, da es sich bei diesen Wänden
nicht um Wohnungstrennwände, sondern um Ge-
bäudeabschlußwände handelt.

32 Brandwände (§ 32)

32.2.2 Zu Absatz 2 Nr. 2

Die Herstellung der Brandwände ist auch zu fordern,
wenn der Bauherr geltend macht, daß es sich nicht
um aneinandergereihte Gebäude, sondern um ein
Gebäude mit aneinandergereihten Wohnungen han-
delt, für die ein Wohnungseigentumsrecht begründet
werden soll. Diese Begründung darf nicht zu einer
Umgehung der Brandschutzbestimmung führen.

32.3 Zu Absatz 3

Satz 1 findet bei Reihen- und Doppelhäusern unab-
hängig von der Anzahl der Wohnungen Anwendung.
Satz 2 gilt nur für freistehende Einzelhäuser mit
nicht mehr als 2 Wohnungen und für Nebengebäude
für Abstellräume und ohne Feuerstätten. Für Gara-
gen besteht die Sonderreglung des § 10 der Gara-
gen- und Stellplatzverordnung vom 12. Oktober
1994 (GVBl. II S. 948).

32.9 Zu Absatz 9

Der Brandschutz kann auf andere Weise auch durch
den Einbau einer Sicherheitsschleuse (siehe
Nr. 36.4.5.1) gesichert werden.

33 Decken (§ 33)

33.1 Zu Absatz 1

Nr. 29.1 gilt entsprechend.
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35 Treppen (§ 35)

35.1 Zu Absatz 1

Treppen sind nach der DIN 18 064 (DIN 18 065)
eine ununterbrochene Folge von mindestens drei
Treppenstufen (drei Steigungen) zwischen zwei
Ebenen.

35.6 Zu Absatz 6

Auf Handläufe und Geländer kann bei Treppen bis
zu 5 Stufen verzichtet werden, wenn wegen der Ver-
kehrssicherheit auch unter Berücksichtigung der
Belange Behinderter oder alter Menschen Bedenken
nicht bestehen.

Zur Vermeidung der Leiterwirkung an Treppen-
geländer findet Nr. 39.4 Anwendung.

36 Notwendige Treppenräume und Ausgänge (§ 36)

36.1 Zu Absatz 1

36.1.1 Der eigene (notwendige) Treppenraum:

Jede notwendige Treppe muß in einem eigenen und
somit geschlossenen Treppenraum liegen. Dies gilt
nach § 36 Abs. 13 BbgBO nicht für Wohngebäude
mit nicht mehr als zwei Wohnungen.

Ein „anderer Rettungsweg“ im Sinne des Satzes 2
muß ein zweiter, vom ersten Rettungsweg unabhän-
giger Rettungsweg sein.

Ist beabsichtigt, ein Wohngebäude mittlerer Höhe
mit nicht mehr als zwei Wohnungen über eine
außenliegende offene Treppe zu erschließen, so be-
stehen keine Bedenken gegen die Zulassung einer
Abweichung nach § 72 BbgBO von der Vorschrift
des § 36 Abs. 1 Satz 1 BbgBO, wenn im Brandfall
die Benutzung der Treppe nicht gefährdet und die
Verkehrssicherheit der Treppe gewährleistet ist.

36.4 Zu Absatz 4

36.4.1 An der Außenwand angeordnete Treppenräume:

Ein Treppenraum gilt als an der Außenwand ange-
ordnet, wenn zumindest die Breite eines Treppenpo-
destes an der Außenwand gelegen ist und von hier
ausreichend beleuchtet und belüftet werden kann
(siehe § 36 Abs. 11 BbgBO).

36.4.2 Innenliegende Treppenräume:

Innenliegende Treppenräume können nur gestattet
werden, wenn der zweite Rettungsweg entsprechend
§ 17 Abs. 4 BbgBO gesichert ist und wenn die Be-
nutzung durch Raucheintritt nicht gefährdet werden

kann. Diese Gefährdung ist bei den nachfolgend
aufgeführten Gebäudetypen nicht zu befürchten,
wenn die jeweils genannten Anforderungen erfüllt
werden.

36.4.2.1 Gebäude geringer Höhe:

Die Anforderungen des § 36 BbgBO müssen erfüllt
sein. Treppenräume müssen jedoch nicht an einer
Außenwand angeordnet sein.

36.4.2.2 Gebäude mit nicht mehr als fünf Geschossen ober-
halb der Geländeoberfläche:

36.4.2.2.1 Der Treppenraum darf aus den Geschossen nur über
einen Vorraum oder einen höchstens 10 m langen
notwendigen Flur oder Flurabschnitt zugänglich
sein. 

36.4.2.2.2 Die Tür zwischen dem Treppenraum und dem Vor-
raum bzw. dem notwendigen Flur muß mindestens
feuerhemmend und selbstschließend sein; bei einem
Abstand von mehr als 2,50 m zu den Türen nach
Nr. 36.4.2.2.3 kann eine rauchdichte und selbst-
schließende Tür angeordnet werden.

36.4.2.2.3 Die aus den Nutzungseinheiten in den Vorraum oder
den notwendigen Flur führenden Ausgänge müssen
rauchdichte und selbstschließende Türen haben.

36.4.2.2.4 Die in § 36 Abs. 12 BbgBO verlangten Rauchab-
zugseinrichtungen müssen in Abständen von höch-
stens drei Geschossen bedient werden können und
im Erdgeschoß eine gleichgroße Zuluftöffnung ha-
ben; die Zuluftöffnung kann die Haustür sein, wenn
diese die entsprechende Größe und eine Feststell-
vorrichtung hat.

36.4.2.3 Gebäude mit mehr als fünf Geschossen oberhalb
der Geländeoberfläche:

36.4.2.3.1 Der Treppenraum darf aus den Geschossen nur über
einen Vorraum zugänglich sein.

Der Vorraum muß mindestens 3 m2 Grundfläche bei
1 m Mindestbreite haben; er darf weitere Öffnungen
nur zu Aufzügen und Sanitärräumen haben. Die
Wände des Vorraumes sind feuerbeständig und aus
nichtbrennbaren Baustoffen (F 90-A), die Lüftungs-
schächte sind feuerbeständig herzustellen.

36.4.2.3.2 Türen zwischen Treppenraum und Vorraum sowie
zwischen Vorraum und Geschoß müssen mindestens
feuerhemmend sein; diese Türen müssen unterein-
ander einen Abstand von mindestens 3 m einhalten. 

36.4.2.3.3 Die Vorräume sind mit einer Lüftungsanlage mit
Ventilatoren so zu be- und entlüften, daß in sämtli-
chen zu den Treppenräumen gehörenden Vorräumen
ein mindestens 30facher stündlicher Außenluft-
wechsel gewährleistet ist. Die Lüftungsanlage muß
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über Rauchmelder, die in dem Raum vor dem Vor-
raum anzubringen sind, automatisch in Betrieb ge-
setzt werden. 

Die Lüftungsanlage kann auch für einen mindestens
30fachen stündlichen Außenluftwechsel in minde-
stens drei zu einem Treppenraum gehörenden, un-
mittelbar übereinanderliegenden Vorräumen bemes-
sen werden, wenn die für die Be- und Entlüftung er-
forderlichen beiden Öffnungen in jedem Vorraum
mit dichtschließenden Klappen versehen sind, die
bei Rauchentwicklung durch Auslösen der Rauch-
melder bei gleichzeitiger Inbetriebsetzung der Lüf-
tungsanlage nur in dem jeweiligen Geschoß automa-
tisch geöffnet werden.

36.4.2.3.4 Es muß eine Ersatzstromversorgungsanlage (Ersatz-
stromanlage) vorhanden sein, die sich bei Ausfall
der allgemeinen Stromversorgung selbsttätig inner-
halb von 15 Sekunden einschaltet und die Stromver-
sorgung für die Sicherheitseinrichtungen der innen-
liegenden Rettungswege übernimmt; die Ersatz-
stromanlage kann durch Batterien gespeist werden.
Die Beleuchtungsstärke in den Achsen der Ret-
tungswege muß mindestens 1 Lux betragen. Die Er-
satzstromanlage muß für einen mindestens einstün-
digen Betrieb aller Sicherheitseinrichtungen bemes-
sen sein.

36.4.2.3.5 Für die in § 36 Abs. 12 BbgBO verlangten Rauchab-
zugseinrichtungen gilt Nr. 36.4.2.2.4.

36.4.2.4 Hochhäuser

36.4.2.4.1 Es gelten die Regelungen der Nr. 36.4.2.3.1 und
Nr. 36.4.2.3.2 sowie die für Hochhäuser geltenden
Sonderbauvorschriften.

36.4.2.4.2 Der Treppenraum und die Vorräume sind mit einer
Lüftungsanlage zu versehen, die auf Dauer einen
mindestens einfachen Luftwechsel je Stunde er-
reicht. Im Brandfall muß diese oder eine andere
Lüftungsanlage den Treppenraum und die Vorräume
mit einem Luftvolumenstrom von mindestens
10.000 m3/h von unten nach oben durchspülen. Der
im Treppenraum und in den Vorräumen durch die-
sen Luftvolumenstrom entstehende maximale Über-
druck darf 50 Pa nicht überschreiten. Die verstärkte
Lüftung muß in jedem Geschoß durch Rauchschal-
ter selbsttätig in Betrieb gesetzt werden; sie muß im
Erdgeschoß auch von Hand eingeschaltet werden
können.

Die Rauchabzugseinrichtungen sind entsprechend
zu bemessen; ihre Größe muß jedoch mindestens
§ 36 Abs. 12 Satz 2 BbgBO entsprechen.

Die Lüftungsanlage für den Brandfall ist einschließ-
lich der Ansaugleitung vom Freien so anzuordnen
und herzustellen, daß Feuer und Rauch durch sie
nicht in den Treppenraum übertragen werden können. 

Die Treppenläufe dürfen im Treppenraum nicht
durch Wände oder Schächte voneinander getrennt
sein. Die Treppenräume dürfen nicht in Rauchab-
schnitte unterteilt werden.

36.4.2.4.3 Die Lüftungsanlage ist gemäß der für Hochhäuser
geltenden Sonderbauvorschrift an eine Ersatzstrom-
versorgungsanlage anzuschließen.

36.4.3 Sicherheitstreppenräume

Nach § 17 Abs. 4 BbgBO ist ein zweiter Rettungs-
weg nicht erforderlich, wenn die Rettung über einen
Treppenraum möglich ist, in den Feuer und Rauch
nicht eindringen können (Sicherheitstreppenraum).
Daß Feuer und Rauch nicht in den Sicherheitstrep-
penraum eindringen können, wird sichergestellt
durch die Zugänglichkeit des Treppenraumes

- über einen im freien Windstrom angeordneten
offenen Gang oder 

- durch eine Sicherheitsschleuse bei Überdruck
im Treppenraum. 

Allgemein zugängliche Flure, die nur in eine Rich-
tung zu einem Sicherheitstreppenraum führen, dür-
fen bis zum offenen Gang oder bis zur Sicherheits-
schleuse nicht länger als 10 m sein.

36.4.4 Sicherheitstreppenräume mit offenem Gang:

36.4.4.1 Der Sicherheitstreppenraum muß in jedem Geschoß
über einen unmittelbar davorliegenden offenen
Gang erreichbar sein. Dieser Gang ist so im Wind-
strom anzuordnen, daß Rauch jederzeit ungehindert
- und ohne in den Sicherheitstreppenraum zu gelan-
gen - ins Freie entweichen kann; er darf daher nicht
in Gebäudenischen oder -winkeln angeordnet sein.
Ein Laubengang gilt nur in dem Bereich als offener
Gang zum Sicherheitstreppenraum, in dem er die
Anforderungen der nachfolgenden Nr. 36.4.4.4 er-
füllt. Der Sicherheitstreppenraum und der offene
Gang müssen in Gebäuden mit mehr als fünf Ge-
schossen oberhalb der Geländeoberfläche eine von
der allgemeinen Beleuchtung unabhängige Beleuch-
tung haben.

36.4.4.2 Die Wände des Sicherheitstreppenhauses dürfen
Öffnungen nur zu den offenen Gängen und ins Freie
haben; alle anderen Öffnungen (z. B. zu weiter-
führenden Treppen, zu Kellergeschossen oder zu
Aufzugs-, Installations- und Abfallschächten) sind
unzulässig. Die Türen müssen dicht- und selbst-
schließend sein und in Fluchtrichtung aufschlagen.
Die an den offenen Gängen angeordneten und zur
Beleuchtung des Treppenraumes erforderlichen Öff-
nungen müssen eine Verglasung mindestens der
Feuerwiderstandsklasse G 30 nach DIN 4102 Teil 5,
Fensterflügel eine Verglasung in der technischen
Ausführung einer G 30-Verglasung erhalten; dies
gilt auch für die Verglasung der Türen. Die erforder-
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lichen Fenster dürfen nicht geöffnet werden kön-
nen; ist eine Reinigung dadurch nicht möglich, so
sind mit Steckschlüsseln zu öffnende Fenster zu-
lässig. Leitungen, die nicht der Brandbekämpfung
oder dem Betrieb des Sicherheitstreppenraumes die-
nen, sowie Schächte dürfen in ihm nicht vorhanden
sein.

36.4.4.3 Der offene Gang muß mindestens so breit wie die
Laufbreite der Treppe des Sicherheitstreppenrau-
mes, mindestens doppelt so lang wie breit und min-
destens auf einer Längsseite offen sein. Er darf an
seinen offenen Seiten nur durch die geschlossene
1,10 m hohe Brüstung und durch einen Sturz einge-
schränkt sein. Die Unterkante des Sturzes darf höch-
stens 20 cm unter der Unterkante der Decke und
muß mindestens 30 cm über der Oberkante der Si-
cherheitstreppentür liegen.

Wetterschutzeinrichtungen können in der Decken-
ebene gestattet werden, wenn der Rauchabzug hier-
durch nicht gehindert ist.

36.4.4.4 Die Wände, welche die offenen Gänge begrenzen,
sind feuerbeständig und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen (F 90-A) herzustellen. Sie dürfen außer den
für die Rettungswege erforderlichen Türen und den
für die Beleuchtung des Sicherheitstreppenraumes
und der Innenflure erforderlichen Fenstern keine
Öffnungen haben; dies gilt nicht für Öffnungen von
Abfallschächten, wenn sie nicht zwischen der Tür
zum offenen Gang und der Tür zum Sicherheitstrep-
penraum liegen und im übrigen so angeordnet sind,
daß sie den Zugang zu dem Sicherheitstreppenraum
nicht gefährden. Die Türen des Sicherheitstreppen-
raumes müssen bei dreiseitig offenen Gängen min-
destens 1,50 m, bei weniger als dreiseitig offenen
Gängen mindestens 3 m von den Türen der Innen-
flure bzw. den Einmündungen der Rettungswege in
die offenen Gänge entfernt sein. Der seitliche Ab-
stand zwischen Fenstern oder Fenstertüren anderer
Räume und den Türen des Sicherheitstreppenrau-
mes oder den Türen bzw. Einmündungen nach
Satz 3 muß mindestens 1,50 m betragen. Die Krag-
platten und die Brüstungen der offenen Gänge sind
feuerbeständig aus nichtbrennbaren Baustoffen 
(F 90-A) herzustellen.

Öffnungen, mit Ausnahme von Entwässerungsöff-
nungen, sind nicht zulässig.

36.4.5 Sicherheitstreppenräume mit Sicherheitsschleuse:

36.4.5.1 Wände und Decken der Sicherheitsschleuse müssen
feuerbeständig und aus nichtbrennbaren Baustoffen
(F 90-A) hergestellt sein. Die Tür zwischen Sicher-
heitsschleuse und notwendigem Flur muß selbst-
schließend sein und die Feuerwiderstandsklasse
T 30 haben; die Tür zwischen Treppenraum und 
Sicherheitsschleuse kann eine rauchdichte und

selbstschließende sein. Die Türen der Sicherheits-
schleuse müssen mindestens 3 m voneinander ent-
fernt sein. Die Sicherheitsschleuse muß mindestens
1,50 m breit sein sowie einen nichtbrennbaren Fuß-
bodenbelag haben.

36.4.5.2 Der Treppenraum mit den zugehörigen Sicherheits-
schleusen muß eine eigene Lüftungsanlage haben.
Der Treppenraum muß mit seinen Zugängen und der
Lüftungsanlage so beschaffen sein, daß Feuer und
Rauch nicht in ihn eindringen können.

Diese Voraussetzungen sind erfüllt, wenn die Lüf-
tungsanlage nach folgendem System eingerichtet
und bemessen wird:

Die Lüftungsanlage des Treppenraumes ist so einzu-
richten oder durch eine zweite Lüftungsanlage für
alle Schleusen so zu ergänzen, daß im Brandfall bei
geöffneten Schleusentüren in dem vom Brand be-
troffenen Geschoß und beim ungünstigsten Druck
im Treppenraum von der Schleuse in den der
Schleuse vorgelagerten Raum ein Luftvolumen-
strom

VL = k . b . h1,5 in m3/s

strömt. Darin sind b und h die Breite und Höhe der
Tür in Metern. k ist ein Faktor, der von der Tempera-
tur abhängig ist, die im Brandfall in dem der Schleu-
se vorgelagerten Raum auftreten kann. Ist der
Schleuse ein allgemein zugänglicher Flur vorgela-
gert, so ist k mit 1,5, in allen anderen Fällen ist k mit
1,8 anzusetzen.

Die für diesen Volumenstrom erforderliche Druck-
differenz richtet sich nach der Art, wie die Rauchga-
se aus den möglichen Brandräumen ins Freie abge-
führt werden. Werden die Rauchgase durch z. B.
waagerechte Kanäle aus den Brandräumen ge-
drückt, so muß der Druck in der Schleuse entspre-
chend dem Strömungswiderstand der Kanäle erhöht
werden. Sind z. B. Schächte angeordnet oder Ab-
zugsventilatoren, die in den Brandräumen einen Un-
terdruck erzeugen, so kann bei fensterlosen Räumen
der Druck in der Schleuse um den Betrag des er-
zeugten Unterdrucks im Brandraum verringert wer-
den. Bei Räumen mit Fenstern ist die Lüftungsanla-
ge für einen Druck der Schleuse von mindestens 
10 Pa auszulegen. Sind die Lüftungsverhältnisse der
möglichen Brandräume unterschiedlich, so ist der
ungünstigste Fall der Bemessung zugrundezulegen.

Auf keine Tür des Treppenraumes oder der Sicher-
heitsschleuse darf ein höherer Druck als 50 Pa auf-
treten. Dies muß durch selbsttätig wirkende Vorrich-
tungen (z. B. Druckentlastungsklappen zum Freien
oder zum Vorraum oder Flur mit Abluftöffnungen
zum Freien, Regelung des Zuluftstromes) sicherge-
stellt sein.
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36.4.5.3 Das Druckbelüftungssystem muß sich in jedem Ge-
schoß durch Rauchschalter selbsttätig in Betrieb set-
zen können. Es muß im Erdgeschoß auch von der
Hand eingeschaltet werden können. Die Rauchab-
zugsklappen in den Schächten oder Kanälen müssen
im Brandgeschoß vom Rauchschalter geöffnet wer-
den können. Die Schachtwände sind feuerbeständig
und aus nichtbrennbaren Baustoffen (F 90-A) her-
zustellen. Die Klappen müssen im geschlossenen
Zustand die Anforderungen der Feuerwiderstands-
klasse K 90 (nach DIN 4102 Teil 6) sinngemäß er-
füllen.

36.4.5.4 Es gelten die Regelungen der Nr. 36.4.2.4.3.

38 Fenster, Türen, Kellerlichtschächte (§ 38)

38.4 Zu Absatz 4

Gegen Türöffnungen, die im Lichten 0,70 m x
1,80 m groß sind, bestehen keine Bedenken, wenn
diese lediglich zu Rettungsbalkonen führen.

39 Umwehrungen und Abdeckungen (§ 39)

39.4 Zu Absatz 4

Ein Geländer ist in der Regel eine lotrechte Umweh-
rung als Schutzeinrichtung gegen Abstürze.

Wo mit einer Anwesenheit von Kleinkindern ge-
rechnet werden muß, z. B. in Wohngebäuden, ist die
Umwehrung so auszuführen, daß eine Leiter-
wirkung nicht möglich ist. Dieses wird gesichert,
wenn waagerechte oder schräg angeordnete Spros-
sen, Stäbe oder andere Umwehrungsteile einen 
Zwischenraum von nicht mehr als 2 cm aufwei-
sen. Die DIN 18 064 (DIN 18 065) findet Anwen-
dung.

Für Treppengeländer (§ 35 Abs. 8 BbgBO) gilt die-
ses entsprechend.

41 Leitungen, Lüftungsanlagen, Installations-
schächte und -kanäle (§ 41)

41.1 Zu Absatz 1

Zum Vollzug dieser Vorschrift sind die Richtlinien
über die brandschutztechnischen Anforderungen an
Lüftungsanlagen in Gebäuden (RbAL) und über die
brandschutztechnischen Anforderungen an Lei-
tungsanlagen in Gebäuden (RbALei) anzuwen-
den. 

Schreibt eine Sonderbauvorschrift eine Prüfung
durch einen Sachverständigen vor, so gilt die Rege-
lung der Sonderbauvorschrift.

42 Feuerungs-, Wärme- und Brennstoffversor-
gungsanlagen (§ 42)

42.1 Zu den Absätzen 1 bis 7

Weitere Anforderungen ergeben sich aus der 
Brandenburgischen Feuerungsverordnung, der 
Heizungsanlagen-Verordnung (HeizAnlV) vom 
22. März 1994 (BGBl. I S. 613) und der Verordnung
über Kleinfeuerungsanlagen (1. BImSchV) vom 
15. Juli 1988 (BGBl. I S. 1059).

42.10 Zu Absatz 10

Bei diesen Bescheinigungen handelt es sich um so-
genannte „Zustimmungs“-Bescheinigungen (§ 42
Abs. 10 Nr. 1 BbgBO) und „Abnahme“-Bescheini-
gungen (§ 42 Abs. 10 Nr. 2 BbgBO), die ausschließ-
lich für den Bauherrn bestimmt sind. Die Bescheini-
gungen sind auch für Feuerungsanlagen erforder-
lich, die genehmigungsfrei oder im Rahmen des
Bauanzeigeverfahrens errichtet werden. Auf § 87
Abs. 1 Nr. 16 BbgBO wird hingewiesen.

43 Wasserversorgungsanlagen (§ 43)

43.1 Zu Absatz 1

Den grundsätzlichen Nachweis, daß die Versorgung
mit Trinkwasser dauernd gesichert und die zur Ver-
fügung stehende Wassermenge zur Brandbekämp-
fung ausreichend ist, erbringt die Gemeinde oder
das Amt unter Nr. 12 der „Stellungnahme der Ge-
meinde“ (Anlage 8 VVBauVorlV).

Hat die Gemeinde oder das Amt die Wasserversor-
gung auf eine andere Körperschaft übertragen, so ist
eine entsprechende Bescheinigung dieser Körper-
schaft der Stellungnahme beizufügen.

44 Anlagen für Abwasser und Niederschlagswasser
(§ 44)

44.1 Die einwandfreie Beseitigung der Abwasser und
Niederschlagswasser ist dauernd gesichert, wenn
zum Zeitpunkt der Baugenehmigung

a) abzusehen ist, daß das Bauvorhaben bis zum
Beginn seiner Benutzung an eine Sammelkana-
lisation angeschlossen werden kann,

b) die Voraussetzungen für die Verrieselung oder
das Einleiten in einen Vorfluter des in einer
Kleinkläranlage behandelten Abwassers vorlie-
gen oder

c) ausnahmsweise gestattet ist, daß das Abwasser
in eine abflußlose Sammelgrube eingeleitet
werden kann.
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Den grundsätzlichen Nachweis, daß die einwand-
freie Beseitigung der Abwasser und Niederschlags-
wasser dauernd gesichert ist, erbringt die Gemeinde
oder das Amt unter Nummer 13 der „Stellungnahme
der Gemeinde“ (Anlage 8 VVBauVorlV).

Hat die Gemeinde oder das Amt die Beseitigung der
Abwasser und Niederschlagswasser auf eine andere
Körperschaft übertragen, so ist eine entsprechende
Bescheinigung dieser Körperschaft der Stellung-
nahme beizufügen.

45 Kleinkläranlagen, Gruben und Sickeranlagen
(§ 45)

45.2 Zu Absatz 2

Über die erforderliche Gewährleistung hat die Ge-
meinde oder die sonst abwasserbeseitigungspflichti-
ge Körperschaft dem Bauherrn eine Bescheinigung
zu erteilen, die dieser der unteren Bauaufsichts-
behörde vor Erteilung der Baugenehmigung vorzu-
legen hat.

45.3 Zu Absatz 3

Ob die Voraussetzungen des § 45 Abs. 3 BbgBO
vorliegen, hat die untere Wasserbehörde zu prüfen.

Ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, ist
diese vor Erteilung der Baugenehmigung vorzule-
gen.

47 Anlagen für feste Abfallstoffe, Wertstoffbehälter
(§ 47)

47.1 Zu den Absätzen 1 bis 3

Die Anforderungen des § 47 BbgBO gelten nicht
nur für private Abfallanlagen, sondern auch für öf-
fentlich zugängliche Wertstoffsammelanlagen. Auf
Nr. 67.5.7 wird verwiesen.

Öffentlich zugängliche Wertstoffsammelanlagen
sind, unabhängig vom Aufstellort, genehmigungs-
pflichtige bauliche Anlagen, die insbesondere die
allgemeinen Anforderungen (§ 3 Abs. 1 BbgBO) er-
füllen müssen. Die Sicherheit und Leichtigkeit des
öffentlichen Verkehrs darf durch solche Anlagen
nicht gefährdet werden (§ 19 Abs. 2 BbgBO). Daher
sind öffentlich zugängliche Wertstoffsammelanla-
gen in Kreuzungs- und Einmündungsbereichen von
Straßen in aller Regel nicht genehmigungsfähig. Für
die Aufstellung auf öffentlichen Straßen und Plätzen
benötigen öffentlich zugängliche Wertstoffsammel-
anlagen zusätzlich zur Baugenehmigung eine stra-
ßenrechtliche Sondernutzungserlaubnis. 

Von den öffentlich zugänglichen Wertstoffsammel-

anlagen dürfen ferner keine Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung und für das Leben und
die Gesundheit ausgehen. Die Anlagen müssen ohne
Mißstände benutzbar sein, keine vermeidbaren oder
unzumutbaren Belästigungen verursachen und dür-
fen das Ortsbild nicht beeinträchtigen. Diesen allge-
meinen Anforderungen ist besondere Bedeutung
beizumessen. 

Die für öffentlich zugängliche Wertstoffsammelan-
lagen verwendeten Wertstoffbehälter müssen dicht
sein. Diese Anforderungen erfüllen in aller Regel
nur die eigens hierfür hergestellten Wertstoffbehäl-
ter, durch deren Öffnungen Wertstoffe nur einge-
worfen, aber nicht wieder entnommen werden kön-
nen. Behältnisse, die leicht geöffnet werden können,
insbesondere umfunktionierte Müllcontainer und
Mülltonnen, erfüllen diese Anforderungen nicht und
dürfen für öffentlich zugängliche Wertstoffsammel-
anlagen nicht verwandt werden.

48 Aufenthaltsräume (§ 48)

48.2 Zu Absatz 2

48.2.1 Bedenken gegen ein geringeres Fenstermaß beste-
hen wegen der Lichtverhältnisse z. B. nicht bei Auf-
enthaltsräumen, die nicht dem Wohnen dienen, so-
weit die Voraussetzungen des § 48 Abs. 4 BbgBO
erfüllt sind. 

48.2.2 Oberlichte - z. B. Lichtkuppeln, Lichtbänder unter-
halb der Decke oder in Sheddächern - als alleinige
Quelle für die Beleuchtung mit Tageslicht kommen
im allgemeinen aus Gründen der Gesundheit (feh-
lende Sichtverbindung mit der Außenwelt) für Auf-
enthaltsräume nicht in Betracht. Abweichungen
können z. B. gestattet werden bei Hörsälen, Sit-
zungssälen und ähnlichen Räumen, in denen sich
derselbe Personenkreis nur während weniger Stun-
den aufhält. Arbeits-, Pausen-, Bereitschafts-, Lie-
ge- und Sanitätsräume müssen nach § 7 Abs. 1 der
Arbeitsstätten-Verordnung grundsätzlich eine Sicht-
verbindung nach außen haben. 

48.4 Zu Absatz 4

48.4.1 Aufenthaltsräume, deren Nutzung die Anordnung
von Fenstern verbietet, sind z. B. Dunkelkammern
in Fotolabors.

48.4.2 Als Aufenthaltsräume, die ohne Fenster oder mit ei-
ner geringeren Fensterfläche als nach § 48 Abs. 2
BbgBO gestattet werden können, kommen in Be-
tracht

- Hörsäle, Sitzungssäle und ähnliche Räume, in
denen sich derselbe Personenkreis nur während
weniger Stunden aufhält,

- Arbeitsräume, die nach § 7 Abs. 1 der Arbeits-
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stätten-Verordnung keine Sichtverbindung nach
außen haben müssen.

48.4.3 Ist die Anordnung von Fenstern in Arbeitsräumen
möglich, erreicht die Fensterfläche aber nicht die
nach § 48 Abs. 2 BbgBO erforderliche Mindest-
größe, so sind aus Gründen der Gesundheit gleich-
wohl Fenster erforderlich, die eine Sichtverbindung
mit der Außenwelt herstellen („Kontaktfenster“). In
folgenden Fällen kann auf Kontaktfenster verzichtet
werden, wenn spezielle arbeitsrechtliche Vorschrif-
ten dem nicht entgegenstehen:

a) bei Arbeitsräumen, die tagsüber von Arbeitneh-
mern nicht länger als etwa 4 Stunden benutzt
werden, sofern sichergestellt ist, daß sie sich in
der übrigen Zeit nicht in anderen fensterlosen
Arbeitsräumen aufhalten,

b) bei großflächigen Arbeitsräumen, in denen 
sich aus der Anordnung des Arbeitsplatzes
zwingend ergibt, daß nur sehr wenigen Arbeit-
nehmern ein Ausblick aus dem Fenster möglich
wäre,

c) bei großflächigen Verkaufs- oder Schankräumen
mit starkem Kundenverkehr,

d) wenn die Fenster in so geringem Abstand zu
vorhandener Bebauung liegen würden, daß ein
Ausblick ins Freie nicht möglich wäre.

49 Wohnungen (§ 49)

49.1 Zu Absatz 1

In Wohngebäuden mit nicht mehr als zwei Wohnun-
gen können die Zugänge zu den Wohnungen - z. B.
Hauseingang, Vorraum, Treppenraum - gemeinsam
genutzt werden (nicht abgeschlossene Wohnung,
„Einliegerwohnung“).

Gehören die Wohnungen verschiedenen Eigentü-
mern oder soll für eine Wohnung ein Dauerwohn-
recht begründet werden, müssen sie allerdings voll
den Anforderungen des § 49 Abs. 1 Satz 1 BbgBO
entsprechen (§ 3 Abs. 2 bzw. § 32 Abs. 1 Wohnungs-
eigentumsgesetz).

Die Anforderungen an Wohnungstrennwände (§ 31
Abs. 2 und 3 BbgBO) und Decken (§ 33 Abs. 1, 5
und 6 BbgBO) gelten auch für nicht abgeschlossene
Wohnungen.

49.2 Zu Absatz 2

Als reine Nordlage gilt die Lage der Außenwand
zwischen NO und NW. Besondere Bedeutung ge-
winnt diese Vorschrift bei Kleinwohnungen (z. B.
Appartements, Altenwohnungen).

49.3 Zu Absatz 3

Die Durchlüftung ist möglich durch Querlüftung,
durch Lüftung über Eck oder durch Lüftungsleitun-
gen, die für jede Wohnung getrennt angeordnet sind. 

49.4 Zu Absatz 4

Beim Vollzug der Vorschrift des Satzes 2 ist die
„Richtlinie über die Lüftung fensterloser Küchen,
Bäder und Toilettenräume in Wohnungen (LüftR)“
anzuwenden.

49.5 Zu Absatz 5

Als leicht erreichbar und gut zugänglich können Ab-
stellräume für Kinderwagen, Fahrräder und Roll-
stühle grundsätzlich nur angesehen werden, wenn
sie zu ebener Erde oder im Keller mit einem Zugang
über eine Rampe angeordnet sind; für Rollstühle je-
doch nur dann, wenn der Keller zusätzlich mit ei-
nem Aufzug erreichbar ist.

Die Abstellräume können auch in Nebengebäuden
oder als Gemeinschaftsanlage in einem Gebäude für
mehrere unmittelbar benachbarte Wohngebäude her-
gestellt werden. Auf gesonderte Abstellräume kann
verzichtet werden, wenn die Größe des Abstellrau-
mes nach § 49  Abs. 4 BbgBO unter Berücksichti-
gung der Größe der Wohnung, für die er vorgesehen
ist, für die Aufnahme der Fahrräder, Kinderwagen
oder Rollstühle ausreichend bemessen ist. 

51 Bäder und Toilettenräume (§ 51)

51.1 Zu Absatz 1 Satz 2

Nr. 49.4 findet entsprechende Anwendung.

51.2 Zu Absatz 2 Satz 5

Nr. 49.4 findet entsprechende Anwendung.

51.3 Zu Absatz 3

Für einen „größeren Personenkreis“ bestimmt sind
die Gebäude, in denen sich regelmäßig mehr als 
24 Personen gleichzeitig aufhalten oder die allgemein
zugänglich sind (siehe hierzu § 56 Abs. 1 BbgBO).

Auf die nach § 88 Abs. 1 Nr. 3 BbgBO erlassenen
Verordnungen über bauliche Anlagen und Räume
besonderer Art und Nutzung wird verwiesen.

52 Stellplätze und Garagen, Abstellplätze für
Fahrräder (§ 52)

52.1 Zu Absatz 1

52.1.1 Die Richtzahlen der nachfolgenden Tabelle entspre-



Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse im
Einzelfall und in sinngemäßer Anwendung der
Richtzahlen für den Stellplatzbedarf. Auf die Stell-
plätze für das zusätzlich zu erwartende Kraftfahr-
zeugaufkommen können die vorhandenen oder ab-
gelösten Stellplätze der Altanlage nur angerechnet
werden, soweit diese durch die Änderung oder Nut-
zungsänderung frei geworden sind.

52.2.2 Für Wohnungen mit einer Grundfläche von mehr
als 70 m2, die durch Ausbau oder Nutzungsände-
rung bisher nicht zu Wohnzwecken genutzter Räu-
me hergestellt werden, entfällt die Stellplatzpflicht.
Damit soll die Sanierung von Gebäuden, der Aus-
bau von Dachräumen oder die Nutzungsänderung
einzelner Räume zu Wohnzwecken, insbesondere in
dichtbebauten Innenstadtlagen mit beengten
Grundstücksverhältnissen, erleichtert werden. 

Diese Regelung gilt auch, wenn aufgrund der be-
sonderen räumlichen Verhältnisse nur eine Woh-
nung unter 70 m2 Grundfläche hergestellt werden
kann.

Die Stellplatzpflicht entfällt nicht für den Ausbau
oder die Nutzungsänderung ganzer Gebäude, für
Gebäude, deren Bestandsschutz erloschen ist und
für Gebäude, die bisher militärisch genutzt wurden
und die mit der Aufgabe der militärischen Nutzung
erstmals unter die gemeindliche Planungshoheit
und den Anwendungsbereich der BbgBO fallen.

52.5 Zu Absatz 5

Für die rechtliche Sicherung gilt Nr. 4.1.3 Abs. 3
sinngemäß.

52.6 Zu Absatz 6

Bei einer Ablösung nach § 52 Abs. 6 BbgBO ist
stets von der von der unteren Bauaufsichtsbehörde
festgestellten Zahl der erforderlichen Stellplätze
auszugehen. Eine Minderung kommt im Fall der
Ablöse nicht in Betracht, da die ansonsten zu einer
doppelten Vergünstigung führen würde.

Ist der unteren Bauaufsichtsbehörde der rechtswirk-
same Abschluß des Stellplatzablösevertrages nach-
gewiesen worden, kann die Baugenehmigung erteilt
werden. 

Die Durchsetzung des Stellplatzablösevertrages ob-
liegt allein der Gemeinde.

52.8 Zu Absatz 8

Der § 52 Abs. 8 BbgBO beinhaltet eine Zweckbin-
dung im Sinne des § 16 Abs. 1 Satz 1 und 2 Ge-
meindehaushaltsverordnung.

72 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 3 vom 30. Januar 1998

chen dem durchschnittlichen Mindestbedarf. Sie
dienen als Anhalt, um die Anzahl der herzustellen-
den Stellplätze oder Garagen im Einzelfall unter
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse, insbe-
sondere des Bestandsschutzes festzulegen.

52.1.2 Die Anzahl der notwendigen Stellplätze oder Gara-
gen kann erhöht oder verringert werden, wenn die
örtlichen Verhältnisse oder die besondere Art oder
Nutzung der baulichen Anlagen dies erfordern oder
zulassen. 

Eine Minderung von maximal 20 % kommt im Ein-
zelfall in Betracht, wenn das Vorhaben in nicht mehr
als 300 m fußläufiger Entfernung von den Haltestel-
len regelmäßig verkehrender öffentlicher Personen-
nahverkehrsmittel entfernt ist. Regelmäßig verkehrt
ein Personennahverkehrsmittel, wenn es in der Zeit
von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr in einer Taktfolge von
maximal 20 Minuten verkehrt. 

Bei einer Ablösung nach § 52 Abs. 6 BbgBO kommt
eine Minderung nicht in Betracht; sollen Stellplätze
ganz oder teilweise abgelöst werden, ist stets von
den Richtzahlen auszugehen.

52.1.3 Bei baulichen Anlagen unterschiedlicher Nutzung
ist der Bedarf für die jeweilige Nutzungsart getrennt
zu ermitteln. Eine Mehrfachnutzung darf sich zeit-
lich nicht überschneiden; bei Mehrfachnutzung ist
die Nutzungsart mit dem größten Stellplatzbedarf
maßgebend.

52.1.4 Bei baulichen Anlagen mit regelmäßigem An- oder
Auslieferungsverkehr kann zusätzlich eine ausrei-
chende Anzahl von Stellplätzen für Lastkraftwagen
verlangt werden. Dies gilt sinngemäß auch für sol-
che Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr mit
Autobussen oder Motorrädern zu erwarten ist.

52.1.5 Für Sonderfälle, die in der Tabelle der Richtzahlen
nicht erfaßt sind, ist der Stellplatzbedarf nach den
besonderen Verhältnissen im Einzelfall unter sinn-
gemäßer Berücksichtigung der Richtzahlen für Nut-
zungsarten mit vergleichbarem Stellplatzbedarf zu
ermitteln.

52.1.6 Für eine Entscheidung über die erforderliche Anzahl
der notwendigen Stellplätze oder Garagen ist die un-
tere Bauaufsichtsbehörde verantwortlich, die diese
in der Baugenehmigung festlegt. Eine nach § 89
Abs. 3 BbgBO erlassene örtliche Bauvorschrift ist
zu beachten.

52.2 Zu Absatz 2

52.2.1 Die Änderung oder Nutzungsänderung baulicher
Anlagen lösen einen eigenen Stellplatzbedarf aus.
Die Anzahl der Stellplätze richtet sich nach dem zu-
sätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeugaufkommen
für die Änderung oder Nutzungsänderung unter



Richtzahlen für den Stellplatzbedarf

Nr. Nutzungsarten Zahl der Stellplätze

1 Wohngebäude

1.1 Einfamilien-/Mehrfamilienhäuser 1 je Wohnung bis 100 m2 Nutzfläche nach DIN 277 

2 je Wohnung über 100 m2 Nutzfläche nach DIN 277 

1.2 Altenwohnungen 0,2 je Wohnung

1.3 Wochenend- und Ferienhäuser 1 je Wohnung

1.4 Kinder- und Jugendwohnheime 1 je 15 Betten

1.5 Altenwohnheime, Altenheime 1 je 10 Betten

1.6 Sonstige Wohnheime 1 je 2 Betten

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und 
Praxisräumen

2.1 Büro- und Verwaltungsräume allgemein 1 je 40 m2 Nutzfläche nach DIN 277 

2.2 Räume mit erheblichem Besucherverkehr 1 je 30 m2 Nutzfläche nach DIN 277 
(Schalter-, Abfertigungs-, Beratungsräume, 
Kanzleien oder Praxen) 

3 Verkaufsstätten

3.1 Läden, Geschäftshäuser 1 je 40 m2 Nutzfläche nach DIN 277 

3.2 Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe, 1 je 20 m2 Brutto-Geschoßfläche
sonstige großflächige Handelsbetriebe 
gem. § 11 Abs. 3 BauNVO

4 Versammlungsstätten (außer Sportstätten), Kirchen

4.1 Versammlungsstätten von überörtlicher Bedeutung 1 je 5 Sitzplätze
(z. B. Theater, Konzerthäuser, Mehrzweckhallen, 
Kongreßzentren)

4.2 Sonstige Versammlungsstätten (z. B. Filmtheater, 1 je 8 Sitzplätze
Vortragssäle)

4.3 Kirchen 1 je 30 Sitzplätze

5 Sportstätten

5.1 Sportplätze (z. B. Trainingsplätze) 1 je 300 m2 Sportfläche

5.2 Sportplätze mit Besucherplätzen 1 je 150 m2 Sportfläche

5.3 Sportstadien mit Tribünen 1 je 15 Tribünenplätze

5.4 Spiel- und Sporthallen 1 je 100 m2 Hallenfläche

5.5 Spiel- und Sporthallen mit Besucherplätzen 1 je 50 m2 Hallenfläche

73Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 3 vom 30. Januar 1998



Nr. Nutzungsarten Zahl der Stellplätze

5.6 Spiel- und Sporthallen mit Tribünen 1 je 15 Tribünenplätze

5.7 Freibäder und Freiluftbäder 1 je 300 m2 Grundstücksfläche

5.8 Hallenbäder 1 je 50 m2 Hallenfläche

5.9 Hallenbäder mit Tribünen 1 je 15 Tribünenplätze

5.10 Tennisplätze 2 je Spielfeld

5.11 Tennisplätze mit Tribünen 1 je 15 Tribünenplätze

5.12 Minigolfplätze 6 je Minigolfanlage 

5.13 Kegel-, Bowlingbahnen 4 je Bahn

5.14 Bootshäuser und Bootsliegeplätze 1 je 2 Boote

5.15 Golfplätze 5 je Loch

6 Gaststätten und Beherbergungsbetriebe

6.1 Gaststätten, Diskotheken, Vereinsheime, Clubhäuser o. ä. 1 je 10 m2 Gastraumfläche

6.2 Hotels, Pensionen, Kurheime und andere 1 je 3 Betten, für zugehörigen Restaurations- 
Beherbergungsbetriebe betrieb: Zuschlag nach Nr. 6.1 

6.3 Jugendherbergen 1 je 10 Betten

7 Krankenanstalten

7.1 Universitätskliniken 1 je 3 Betten

7.2 Krankenhäuser von überörtlicher Bedeutung 1 je 3 Betten
(z. B. Schwerpunktkrankenhäuser), Privatkliniken

7.3 Krankenhäuser von örtlicher Bedeutung 1 je 5 Betten

7.4 Sanatorien, Kuranstalten, Anstalten für langfristig Kranke 1 je 5 Betten

7.5 Altenpflegeheime 1 je 10 Betten

8 Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung 

8.1 Grund-, Haupt-, Sonderschulen 1 je Klasse

8.2 Sonstige allgemeinbildende Schulen 2 je Klasse

8.3 Berufsschulen, Berufsfachschulen 5 je Klasse

8.4 Fachschulen, Hochschulen 1 je 3 Studenten

8.5 Kindergärten, Kindertagesstätten und dergleichen 1 je Gruppenraum 

8.6 Jugendfreizeitheime und dergleichen 2 je Freizeiteinrichtung
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Nr. Nutzungsarten Zahl der Stellplätze

9 Gewerbliche Anlagen

9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 je 60 m2 Nutzfläche nach DIN 277 

9.2 Lagerräume, Lagerplätze, Ausstellungs- 1 je 100 m2 Nutzfläche nach DIN 277 
und Verkaufsplätze

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 6 je Wartungs- oder Reparaturstand

9.4 Tankstellen mit Pflegeplätzen 10 je Pflegeplatz

9.5 Automatische Kraftfahrzeugwaschanlage 5 je Waschanlage

9.6 Kraftfahrzeugwaschplätze zur Selbstbedienung 3 je Waschplatz

9.7 Automatische Kraftfahrzeugwaschstraße 5 je Waschplatz, zusätzlich ein Stauraum für 
mindestens 10 Kraftfahrzeuge

10 Verschiedenes

10.1 Kleingartenanlagen 1 je 3 Kleingärten

10.2 Friedhöfe 1 je 2000 m2 Grundstücksfläche

10.3 Spiel- und Automatenhallen 1 je 10 m2 Nutzfläche nach DIN 277

55 Bauliche Anlagen und Räume besonderer Art
oder Nutzung (§ 55)

55.1 Zu Absatz 1

55.1.1 Für bestimmte bauliche Anlagen und Räume beson-
derer Art oder Nutzung sind besondere Anforderun-
gen oder Erleichterungen in den Rechtsverordnun-
gen („Sonderbauverordnungen“) nach § 88 Abs. 1
Nr. 3 BbgBO oder in den im Anhang bekanntge-
machten Richtlinien enthalten.

Da sich diese Anforderungen oder Erleichterungen
nur auf übliche bauliche Anlagen und Räume be-
sonderer Art und Nutzung beziehen, enthalten die
meisten Sonderbauverordnungen eine Ermächti-
gung und die meisten Richtlinien einen Hinweis auf
die Möglichkeit, im Einzelfall zur Gefahrenabwehr
weitere Anforderungen zu stellen. Soweit diese Er-
mächtigung nicht vorhanden ist, können Anforde-
rungen, die über die Sonderbauverordnungen hin-
ausgehen, nur bei atypischen Fällen gestellt wer-
den, um einer im Einzelfall bestehenden Gefahr zu
begegnen. 

Erleichterungen von Anforderungen in Sonderbau-
verordnungen können nur durch die Zulassung ei-
ner Abweichung gem. § 72 Abs. 1 BbgBO gestattet
werden.

55.1.2 Die in § 55 Abs. 1 Satz 2 BbgBO genannten Er-
leichterungen von einer Vorschrift der BbgBO kön-
nen im Einzelfall als Abweichung zugelassen wer-
den, wenn

a) die besondere Art oder Nutzung der baulichen
Anlage oder Räume die Einhaltung einer be-
stimmten Vorschrift offensichtlich nicht erfor-
dert, weil die besondere Art oder Nutzung von
dem Regelfall, die der Vorschrift zugrundeliegt,
erheblich abweicht;

b) die Erleichterung durch eine besondere Anfor-
derung kompensiert wird (z. B. automatische
Feuerlöschanlagen bei größeren Brandabschnit-
ten).

Erleichterungen nach § 55 Abs. 1 Satz 2 BbgBO
kommen von allen materiellen Anforderungen in
Betracht. Mit diesen Erleichterungen sind jedoch
keine Abweichungen von Technischen Baubestim-
mungen (vgl. § 3 Abs. 4 BbgBO) gemeint.

55.1.3 Die gemäß § 55 Abs. 1 Satz 3 Nr. 17 BbgBO zu
wiederholenden Nachprüfungen und die Bescheini-
gungen, die hierfür zu erbringen sind, sind für die in 
§ 55 Abs. 2 Nr. 10 BbgBO benannten baulichen An-
lagen und Räume als Auflage in die Baugenehmi-
gung aufzunehmen.
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55.2 Zu Absatz 2

55.2.1 Zu den unter Nr. 10 aufgeführten baulichen Anlagen
und Räumen gehören insbesondere Flughäfen, Mes-
segebäude sowie multifunktionale bauliche Anlagen
mit großen Menschenansammlungen. Die wieder-
kehrende Überprüfung von haustechnischen Anla-
gen und Einrichtungen, deren Betriebssicherheit
und Funktionssicherheit im Interesse der Gefahren-
abwehr ständig erhalten bleiben muß, ist im Einzel-
fall als Auflage in die Baugenehmigung aufzuneh-
men.

55.2.2 Die Prüfung der Bauvorlagen auf ihre Übereinstim-
mung mit den Vorschriften der BbgBO oder auf-
grund der BbgBO erlassenen Rechtsverordnungen
und Verwaltungsvorschriften obliegt grundsätzlich
den Bauaufsichtsbehörden. Die in Nr. 55.2.3 ge-
nannten Dienststellen und Behörden sind deshalb
nur bei solchen Fragen zu beteiligen, die 

a) Gegenstände betreffen, für deren Beurteilung
im Einzelfall die Kenntnisse der Bauaufsichts-
behörde nicht ausreichen (z. B. Einrichtungen
für die Brandbekämpfung, zu erwartende Emis-
sionen) oder

b) in deren Aufgabenbereich liegen (z. B. Immissi-
onsschutzrecht, Arbeitsstättenrecht).

Die Bauaufsichtsbehörde hat bei ihrer Anfrage die
Gegenstände genau zu bezeichnen, zu denen sie
eine Stellungnahme erwartet.

55.2.3 Im Bauantragsverfahren für bauliche Anlagen und
Räume im Sinne des Absatzes 2 sollen die für den
Brandschutz zuständigen Dienststellen (z. B. Be-
rufsfeuerwehren) beteiligt werden; soweit es sich
um Arbeitsräume handelt oder Belange des Immis-
sionsschutzes berührt sind, die dafür zuständigen
Behörden. Eine Beteiligung ist entbehrlich, wenn
dadurch offensichtlich keine Erkenntnisse gewon-
nen werden, die zu besonderen Anforderungen
führen können (Bagatellfall, Wiederholungsfall).

55.2.4 Beteiligung der Brandschutzdienststellen

Die Brandschutzdienststellen sollen sich äußern, ob
die Anforderungen erfüllt sind an

- die Löschwasserversorgung, die Einrichtung zur
Löschwasserversorgung und die erforderlichen
Löschwasser-Rückhalteanlagen, 

- die Zugänglichkeit der Grundstücke und der
baulichen Anlagen für die Feuerwehr sowie an
Zufahrten, Durchfahrten, Aufstell- und Bewe-
gungsflächen, soweit eine von Nr. 5 abweichen-
de Lösung geplant ist,

- Anlagen, Einrichtungen und Geräte für 

die Brandbekämpfung (wie Wandhydranten,
Schlauchanschlußleitungen, Feuerlöschgeräte)
und den Rauch- und Wärmeabzug bei Brän-
den,

- Anlagen und Einrichtungen für die Feuermel-
dung (wie Rauchmelder, Feuermelder) und für
die Alarmierung im Brandfall, 

- betriebliche Maßnahmen zur Brandverhütung
und Brandbekämpfung sowie zur Rettung von
Menschen und Tieren (wie Hausfeuerwehr,
Brandschutzordnung, Feuerschutzübungen).

Die Bauaufsichtsbehörde entscheidet über die
Berücksichtigung der Anregungen und Bedenken
der Brandschutzdienststellen und über vorgeschla-
gene Bedingungen, Auflagen oder Hinweise für die
Baugenehmigung. Soll der Stellungnahme nicht ge-
folgt werden und wird ein Einvernehmen nach er-
neuter - ggf. mündlicher - Anhörung nicht erreicht,
so unterrichtet die Bauaufsichtsbehörde die Brand-
schutzdienststelle von ihrer Entscheidung. Auf
Nr. 72.1.2 wird hingewiesen.

55.2.5 Beteiligung der für den Arbeits- und Immissions-
schutz zuständigen Behörden

Diese Behörden haben unter Berücksichtigung der
konkreten Fragen der Bauaufsichtsbehörde zu prü-
fen, ob das in den Bauvorlagen dargestellte Bauvor-
haben die an Arbeitsräume zu stellenden Anforde-
rungen erfüllt und den Belangen des Immissions-
schutzes entspricht. Auflagen und Bedingungen
sind von diesen Behörden nur in dem Umfang vor-
zuschlagen, der sich aufgrund der Darstellungen in
den Bauvorlagen als notwendig erweist; die Vor-
schläge sind unter Angabe der Rechtsgrundlage
kurz zu begründen. Die Bauaufsichtsbehörden ent-
scheiden unter Beachtung dieser Vorschläge in eige-
ner Verantwortung.

Für die Zusammenarbeit mit den Ämtern für Ar-
beitsschutz und Sicherheitstechnik gilt im übrigen
der Gemeinsame Runderlaß des Ministeriums für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr und des Mi-
nisteriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Frauen vom 26. September 1994 (ABl. 1995 S. 58)
und für die Zusammenarbeit mit den Ämtern für Im-
missionsschutz und dem Landesumweltamt der Ge-
meinsame Runderlaß des Ministers für Stadtent-
wicklung, Wohnen und Verkehr und des Ministers
für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung vom 
1. März 1996 (ABl. S. 323).

58 Bauherr (§ 58)

58.1 Zu Absatz 1

Bauherr im Sinne dieser Vorschrift ist auch, wer
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eine genehmigungspflichtige Nutzungsänderung
vorbereitet oder ausführt oder vorbereiten oder aus-
führen läßt. 

58.2 Zu Absatz 2

„Geringfügig und technisch einfach“ im Sinne die-
ser Vorschrift können bauliche Anlagen oder andere
Anlagen und Einrichtungen sein, bei denen keine
besonderen Anforderungen an die Bauvorlagen zu
stellen und aus diesem Grunde ein Entwurfsverfas-
ser und Bauleiter entbehrlich sind. Ob diese Voraus-
setzung vorliegt, entscheidet die Bauaufsichtsbehör-
de im Einzelfall auf Antrag des Bauherrn oder bei
Vorlage eines Bauantrages ohne Angabe eines Ent-
wurfsverfassers und Bauleiters.

60 Bauvorlageberechtigung (§ 60)

60.1 Zu Absatz 1

60.1.1 Das Erfordernis der Bauvorlageberechtigung be-
steht nur für Entwurfsverfasser von Bauvorlagen für
die Errichtung und Änderung von Gebäuden

- im Baugenehmigungsverfahren, 

- im Verfahren für einen städtebaulichen Vorbe-
scheid,

- im Verfahren für einen Vorbescheid, wenn für
die Beurteilung des Bauvorhabens eine Bau-
zeichnung oder Baubeschreibung erforderlich
ist.

Die Bauvorlageberechtigung ist nicht erforderlich
für andere bauliche Anlagen sowie sonstige Anlagen
und Einrichtungen innerhalb oder außerhalb von
Gebäuden. Sie besteht auch nicht für Nutzungsän-
derungen, die nicht mit baulichen Änderungen ver-
bunden sind oder den Abbruch von Gebäuden und
auch nicht für die Errichtung „technisch einfacher“
Gebäude und die „technisch einfache“ Änderung
von Gebäuden. Auf Nr. 58.2 wird verwiesen.

60.1.2 Sind die Bauvorlagen nicht durch einen bauvorlage-
berechtigten Entwurfsverfasser persönlich unter-
schrieben, so liegt ein erheblicher Mangel (§ 71
Abs. 2 BbgBO) vor. In diesem Fall muß die Bauauf-
sichtsbehörde den Bauantrag zurückweisen.

60.2 Zu Absatz 2 Nr. 2

Der Nachweis der Bauvorlageberechtigung erfolgt
gegenüber der Bauaufsichtsbehörde:

bei Architekten durch den Nachweis, daß sie die
Berufsbezeichnung „Architekt“ führen dürfen,

bei Ingenieuren, die in die Liste der bauvorlagebe-

rechtigten Ingenieure der Brandenburgischen Inge-
nieurkammer eingetragen sind, durch den Nachweis
der Eintragung,

bei auswärtigen Ingenieuren durch den Nachweis,
daß sie die Berufsbezeichnung „Bauingenieur“ bzw.
den Abschluß in der Fachrichtung „Bauingenieur-
wesen“ führen dürfen und Hochbauerfahrung 
auf dem Gebiet der Objektplanung von Gebäu-
den von mindestens zwei Jahren haben (§ 3 Abs. 4
des Brandenburgischen Ingenieurkammergesetzes),

bei ausländischen Architekten durch den Nach-
weis, daß die Berufsbezeichnung „Architekt“ ge-
führt werden darf. Im Zweifelsfall kann eine Be-
scheinigung des Heimatstaates verlangt werden
(§ 10 des Brandenburgischen Architektengesetzes).

60.3 Zu Absatz 3

Als Fachplaner bauvorlageberechtigt sind z. B. die
„Tragwerksplaner“ für die Erstellung der bautechni-
schen Nachweise, die Innenarchitekten, die HLS-,
Elektro- und Tiefbauingenieure für ihr Fachgebiet
und die Vermessungsingenieure für Lagepläne und
die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure für
amtliche Lagepläne.

62 Bauleiter (§ 62)

62.1 Zu Absatz 1

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben darf der
Bauleiter auf keinen Fall den Arbeitsschutzbestim-
mungen widersprechende Weisungen erteilen. Für
die Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen ist
der Unternehmer allein verantwortlich (§ 61 Abs. 1
BbgBO).

63 Aufbau der Bauaufsichtsbehörden, Sonderauf-
sichtsbehörden (§ 63)

63.1 Zu Absatz 1

63.1.1 Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind Sonderord-
nungsbehörden. Für sie gelten die Vorschriften des
Ordnungsbehördengesetzes (OBG), soweit nicht
durch Gesetz oder Verordnung Abweichendes be-
stimmt ist (§ 11 OBG). § 64 Abs. 2 Satz 3 BbgBO
ist zu beachten. 

63.1.2 Der Gesetzgeber hat in § 63 Abs. 1 Satz 2 BbgBO
nunmehr eindeutig klargestellt, daß die hier benann-
ten Gebietskörperschaften untere Bauaufsichts-
behörden sind und damit gleichzeitig die offizielle
Behördenbezeichnung festgelegt. Die korrekte
Behördenbezeichnung besteht aus dem Namen der
Gebietskörperschaft und dem Zusatz „untere Bau-
aufsichtsbehörde“, z. B. 



78 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 3 vom 30. Januar 1998

Landkreis/Stadt XY 
untere Bauaufsichtsbehörde.

Weitere Zusätze wie „Landrat/Oberbürgermeister“,
„Bauordnungsamt“, „Bauamt“, „Rechtliche Bau-
aufsicht“ oder „Widerspruchsbehörde“ entsprechen
nicht der Rechtslage und dürfen nach außen hin
nicht verwandt werden.

63.1.3 Die korrekte Bezeichnung der Behörde ist erforder-
lich, weil damit die örtliche und sachliche Zustän-
digkeit nach § 1 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Brandenburg (VwVfGBbg)
i. V. m. den §§ 63 Abs. 1 und 65 Abs. 1 BbgBO be-
stimmt wird. Zugleich geht daraus hervor, welche
Behörde zuständige Widerspruchsbehörde ist und
gegen welche Behörde sich im Falle eines Verwal-
tungsrechtsstreits die Klage zu richten hat (§ 78 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO)). Dem Landrat,
Oberbürgermeister oder Bürgermeister kommt in
diesem Fall keine Behördenstellung zu.

63.1.4 Wenn in der BbgBO oder in dieser Verwaltungsvor-
schrift der Begriff „untere Bauaufsichtsbehörde“
verwandt wird, so handelt es sich immer um die un-
tere Bauaufsichtsbehörde im engeren Sinne, also
um die unter der Leitung eines Amtsleiters stehende
funktionale Verwaltungseinheit, die die Aufgaben
nach § 65 Abs. 1 BbgBO innerhalb der Verwaltung
der Gebietskörperschaft wahrnimmt und nicht um
die gesamte Gebietskörperschaft. 

63.2 Zu Absatz 2

Zur Erfüllung der dem Landrat übertragenen Aufga-
ben als Sonderaufsichtsbehörde nach § 69 Land-
kreisordnung und für die Erfüllung der in § 8 Abs. 3
des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgeset-
zes (BbgVwGG) getroffenen Sonderregelung, wo-
nach der Landrat als Aufsichtsbehörde über die
kreisangehörigen Gemeinden und Ämter im Wider-
spruchsverfahren den Widerspruchsbescheid erläßt,
bedient sich dieser der Dienstkräfte des Landkreises
(§ 71 Landkreisordnung). 

Da für diese Dienstkräfte die Bestimmung des § 63
Abs. 4 BbgBO entsprechend gilt, müssen sie die
gleiche Qualifikation besitzen wie die Dienstkräfte
der unteren Bauaufsichtsbehörde. Aus diesem Grun-
de bietet es sich an, daß sich der Landrat als Sonder-
aufsichts- und Widerspruchsbehörde der Bedienste-
ten der unteren Bauaufsichtsbehörde seines Land-
kreises bedient. Die korrekte Behördenbezeichnung
lautet im Falle des § 63 Abs. 2 BbgBO:

Landkreis XY
Der Landrat

als allgemeine untere Landesbehörde

63.4 Zu Absatz 4

Mit dieser Forderung nimmt der Gesetzgeber Ein-

fluß auf die qualitative und quantitative personelle
Ausstattung der unteren Bauaufsichtsbehörde, um
die Durchführung der übertragenen Pflichtaufgaben
zu sichern, ohne jedoch in die Personalhoheit der
Gebietskörperschaft eingreifen zu wollen. Die an
den Leiter der unteren Bauaufsichtsbehörde gestell-
ten Anforderungen müssen von diesem persönlich
erbracht werden. Es genügt nicht, wenn z. B. der
Beigeordnete, dem die untere Bauaufsichtsbehörde
zugeordnet ist, die Befähigung zum Richteramt oder
zum höheren (technischen) Verwaltungsdienst be-
sitzt.

Die ausreichende Erfahrung des Beamten oder An-
gestellten, dem die Leitung der unteren Bauauf-
sichtsbehörde übertragen werden soll, kann als ge-
geben angesehen werden, wenn diese Person eine
mindestens 3jährige verantwortliche Tätigkeit in ei-
ner Bauaufsichtsbehörde nachweist. 

Zur ausreichenden Besetzung der Bauaufsichts-
behörde mit geeigneten Fachkräften gehört auch die
Beschäftigung mindestens einer Fachkraft für die
Prüfung der bautechnischen Nachweise (Statiker).

64 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichts-
behörden, Aufsicht (§ 64)

64.2 Zu Absatz 2

Können zur Durchsetzung einzelner öffentlich-
rechtlicher Anforderungen neben den Bauaufsichts-
behörden auch andere Behörden in Betracht kom-
men, sollen sich die Bauaufsichtsbehörden mit die-
sen abstimmen.

64.3 Zu Absatz 3

Die Bauaufsichtsbehörden können anerkannte Sach-
verständige heranziehen.

Als Sachverständige kommen nur die Sachverstän-
digen, die von der obersten Bauaufsichtsbehörde an-
erkannt sind, in Betracht.

Die vereidigten Sachverständigen entsprechender
Fachrichtungen, die von den öffentlich-rechtlichen
Kammern bestellt sind, und die Personen, Institute
und technischen Überwachungsorganisationen, die
für Fragen des Baugrundes und des Schallschutzes
sowie für Fragen der technischen Anlagen und Ein-
richtungen besondere Sachkunde nachgewiesen ha-
ben, geben ihre Gutachten als Parteigutachten für
den Bauherrn ab.

64.4 Zu Absatz 4

Die Absicht, bauliche Anlagen einschießlich der
Wohnungen nach der Bauzustandsbesichtigung oder
nach abschließender Fertigstellung (§ 84 BbgBO) zu
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betreten, ist dem Eigentümer und dem unmittelbaren
Besitzer rechtzeitig vorher mitzuteilen. Im Falle der
Weigerung, den Zutritt zu gestatten, kann dieser un-
ter Beachtung der Bestimmungen des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes (VwVGBbg) erzwungen
werden. Bei der Absicht, Wohnungen zu betreten, ist
Artikel 13 GG zu beachten.

65 Sachliche Zuständigkeit (§ 65)

65.1 Zu Absatz 1

65.1.1 Der Gesetzgeber hat mit dieser Vorschrift eindeutig
bestimmt, daß nur die untere Bauaufsichtsbehörde
für den Vollzug der BbgBO sachlich zuständig ist.
Siehe hierzu auch Nr. 63.1.4.

Die verwaltungsinterne Verlagerung von Entschei-
dungskompetenzen, z. B. die planungsrechtliche
Beurteilung von Vorhaben auf das Planungsamt, ist
daher unzulässig und hat zu unterbleiben.

65.1.2 Hinsichtlich der Zuständigkeit für die Entscheidung
über Widersprüche gegen Verwaltungsakte der unte-
ren Bauaufsichtsbehörden der Landkreise und kreis-
freien Städte ergeben sich folgende Konsequenzen:

Nach § 73 Abs. 1 Nr. 1 VwGO erläßt den Wider-
spruchsbescheid die nächsthöhere Behörde, soweit
nicht durch Gesetz eine andere höhere Behörde be-
stimmt wird.

Nach § 2 des Landesorganisationsgesetzes (LOG)
ist der Aufbau der Landesverwaltung zweistufig.
Dieser zweistufige Aufbau findet auch in § 63 
BbgBO seinen Niederschlag. Nach § 63 Abs. 1 
BbgBO bilden die unteren Bauaufsichtsbehörden
die erste Stufe. 

Zweite Stufe und nächsthöhere Behörde der unteren
Bauaufsichtsbehörden der Landkreise und kreisfrei-
en Städte ist nach § 63 Abs. 3 BbgBO das für die
Bauaufsicht zuständige Ministerium als oberste
Bauaufsichtsbehörde, welches gleichzeitig nach § 2
LOG eine oberste Landesbehörde ist.

Da das Land Brandenburg bisher für das bauauf-
sichtliche Verfahren von der Ermächtigung des
§ 185 Abs. 2 VwGO, Abweichungen von den Vor-
schriften des § 73 Abs. 1 Satz 2 VwGO zuzulassen,
keinen Gebrauch gemacht hat, findet § 73 Abs. 1
Nr. 2 VwGO Anwendung.

Danach erläßt den Widerspruchsbescheid die
Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Wi-
derspruchsbehörde ist daher die untere Bauauf-
sichtsbehörde im engeren Sinne (siehe hierzu
Nr. 63.1.4).

66 Genehmigungspflichtige Vorhaben (§ 66)

66.1 Nutzungsänderung

66.1.1 Eine Nutzungsänderung liegt dann vor, wenn der
baulichen Anlage eine andere Zweckbestimmung
gegeben wird. Die ist immer auch dann der Fall,
wenn für die andere Zweckbestimmung andere öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften anzuwenden sind
oder es bei gleichen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften zu einer anderen Beurteilung kommt. Der
Begriff Nutzungsänderung bezieht sich nicht auf die
in den §§ 2 bis 14 Baunutzungsverordnung bezeich-
neten Nutzungsarten.

66.2 Abbruch baulicher Anlagen

66.2.1 Im Abbruch-Genehmigungsverfahren ist zu prüfen,
ob das Vorhaben

- einer Genehmigung nach der Zweckentfrem-
dungsverbot-Verordnung vom 10. Februar 1993
(GVBl. II S. 92) bedarf oder

- eine erlaubnispflichtige Maßnahme nach § 15
Denkmalschutzgesetz vom 22. Juli 1991 
(GVBl. S. 311) ist.

66.2.2 Die Bauaufsichtsbehörde kann zwar bei geringfügi-
gen und bei technisch einfachen baulichen Anlagen
darauf verzichten, daß ein Entwurfsverfasser und
ein Bauleiter bestellt werden (§ 58 Abs. 2 BbgBO);
Verzichtsvoraussetzungen liegen jedoch nicht vor,
wenn die Prüfung ergibt, daß der Abbruch einer sol-
chen baulichen Anlage erhebliche Gefahren in sich
birgt.

66.2.3 Abbrucharbeiten können ihrer Natur nach unerwar-
tete, mit der vorbereitenden Planung allein nicht zu
bewältigende Schwierigkeiten zeigen und können
infolgedessen mit außergewöhnlichen Gefahren
verbunden sein. Insofern wird auf die erforderliche
Kenntnis und die Verantwortlichkeit des Abbruch-
unternehmers (§ 61 BbgBO) gerade in Fragen der
Standsicherheit, des Umgangs mit gesundheits- und
umweltgefährdenden Stoffen, der abfallrechtlichen
Bestimmungen und der Arbeitsschutzbestimmun-
gen hingewiesen. Der Unternehmer muß über mehr-
jährige Erfahrungen auf dem Gebiet des Abbruchs
baulicher Anlagen verfügen.

Der Abbruch von Stahl- und Stahlbetonkonstruktio-
nen erfordert spezielle Sachkenntnisse.

Die Bauaufsichtsbehörden sind verpflichtet zu prü-
fen, ob der Unternehmer für die Ausführung der
vorgesehenen Abbrucharbeiten nach Sachkunde und
Erfahrung wie auch hinsichtlich der Ausstattung mit
Gerüsten, Geräten und sonstigen Einrichtungen ge-
eignet ist (§ 61 Abs. 1 und 2 BbgBO). Der Bauherr
hat deshalb vor der Erteilung der Abbruchgenehmi-
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gung den Unternehmer namhaft zu machen. Das ist
um so mehr notwendig, als die Ausübung des Ge-
werbes der Abbruchunternehmungen nicht erlaub-
nispflichtig ist, obwohl hierzu spezielle fachliche
Qualitäten Voraussetzung sind. Ergibt die bauauf-
sichtliche Prüfung, daß der vom Bauherrn bestellte
und namhaft gemachte Unternehmer für die Aufga-
be nicht geeignet ist, kann die Bauaufsichtsbehörde
diesen nach § 58 Abs. 3 BbgBO ersetzen lassen. Die
Forderung kann auch noch während der Ausführung
der Abbrucharbeiten erhoben werden, wenn sie zur
Gefahrenabwehr erforderlich ist. Die Abbruchge-
nehmigung ist regelmäßig unter der Auflage zu er-
teilen, daß der Bauherr den Wechsel des Unterneh-
mers vor oder während der Abbrucharbeiten der
Bauaufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen hat.

66.2.4 Zur Sicherstellung des ausreichenden Arbeits- und
Immissionsschutzes sind die dafür zuständigen
Behörden von der Abbruchgenehmigung und von
der Anzeige des Ausführungsbeginns genehmigter
Abbrucharbeiten in geeigneter Weise in Kenntnis zu
setzen.

66.3 Konzentrationswirkung, Planfeststellungsverfahren

Die Genehmigung nach §§ 4 und 13 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auch wenn
sie im vereinfachten Verfahren nach § 19 Bundes-
Immissionsschutzgesetz erteilt wird, schließt die
Genehmigung nach § 74 BbgBO sowie die Zustim-
mung nach § 80 BbgBO ein. Das gleiche gilt für die
Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbe-
schlusses gemäß § 75 VwVfGBbg.

Die Vorschriften über gesetzlich geregelte Planfest-
stellungsverfahren bleiben unberührt.

67 Genehmigungsfreie Vorhaben (§ 67)

67.1 Zu Absatz 1

67.1.1 Die in dieser Vorschrift genannten Vorhaben sind
vom formellen Baugenehmigungsverfahren befreit.
Die Genehmigungsfreiheit des § 67 Abs. 2 bis 14
BbgBO gilt jedoch nur für selbständige Einzelvorha-
ben. Sind Einzelvorhaben unselbständige Teile von
Gesamtvorhaben, die selbst genehmigungspflichtig
sind, dann erstreckt sich die Genehmigungspflicht
und das Genehmigungsverfahren auch auf diese.

67.1.2 Es dürfen nur Bauprodukte und Bauarten verwendet
werden, deren Brauchbarkeit nachgewiesen ist
(§§ 20 bis 28 BbgBO).

67.1.3 Die Bauüberwachung (§ 83 BbgBO) und die Bau-
zustandsbesichtigungen (§ 84 BbgBO) werden 
bei genehmigungsfreien Vorhaben nicht durchge-
führt.

67.1.4 Die Verpflichtung zur vorherigen Einholung nach
anderen Vorschriften erforderlicher Genehmigun-
gen, Erlaubnisse u. ä. bleibt bestehen. In Frage kom-
men z. B. die Genehmigungen nach dem Straßen-,
Wasser- und Naturschutzrecht. 

67.1.5 Die Genehmigungsfreiheit läßt auch die Pflicht zur
Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften un-
berührt. Die Vorhaben müssen insbesondere den all-
gemeinen Anforderungen des Bauordnungsrechts
(§§ 3, 12 bis 19 BbgBO) genügen. Die Festsetzun-
gen von Bebauungsplänen, örtlichen Bauvorschrif-
ten (§ 89 BbgBO) und sonstigen Satzungen sind zu
beachten.

67.1.6 Zuständig für die Erteilung solcher Ausnahmen, 
Befreiungen oder Abweichungen sind nach § 65
Abs. 2 i. V. m. § 72 Abs. 3 BbgBO die Ämter oder
amtsfreien Gemeinden als Sonderordnungsbehör-
den. 

67.2 Zu Absatz 2

67.2.7 Diese Bestimmung gilt auch für bestandsgeschützte
Kleingartenanlagen, für die kein Bebauungsplan be-
steht. Die Genehmigungsfreiheit gilt nur für Garten-
lauben, die entsprechend dem Bundeskleingartenge-
setz in einfacher Ausführung errichtet werden. Gar-
tenlauben, die unterkellert werden sollen, sind keine
Gartenlauben in einfacher Ausführung und sind da-
her baugenehmigungspflichtig.

67.2.8 Hierbei darf es sich nur um die Errichtung einzelner
Aufenthaltsräume, die zu darunter liegenden Woh-
nungen gehören, handeln. Die Errichtung selbstän-
diger Wohnungen ist ausgeschlossen.

67.2.9 Die Errichtung von Wintergärten an Wochenend-
häusern oder Gartenlauben ist nicht genehmigungs-
frei, weil für diese baulichen Anlagen die Vorschrif-
ten des § 67 Abs. 2 Nr. 6 und 7 BbgBO speziell sind
und es sich bei Wintergärten an diesen Gebäuden
nicht um „untergeordnete Vorbauten“ im Sinne des
§ 6 Abs. 6 Nr. 2 BbgBO handelt.

67.2.11 Der Ausschluß der Aufenthaltsräume in Schutzhüt-
ten soll sicherstellen, daß keine dem Zweck einer
Schutzhütte widersprechende Nutzung erfolgen
kann, z. B. als Grillhütte.

67.4 Zu Absatz 4

67.4.4 Die Antennenanlage umfaßt den Masten und die ei-
gentliche Antenne.

Wird eine Antennenanlage auf einem Gebäude er-
richtet, so ist die Höhe des Gebäudes unbeachtlich.
Müssen an dem Gebäude jedoch genehmigungs-
pflichtige bauliche Änderungen vorgenommen wer-
den, so gilt Nr. 67.1.1.
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67.5.7 Zu Absatz 5 Nr. 7

Die Genehmigungsfreistellung gilt nur für einzelne
drucklose Behälter. Behälter für Wertstoff- oder Ab-
fallsammelanlage nach § 47 BbgBO fallen nicht un-
ter die Genehmigungsfreistellung.

67.6 Zu Absatz 6

67.6.2 Einfriedungen müssen ihrer Zweckbestimmung
nach immer an oder auf der Grenze stehen. 

Offene Einfriedungen sind solche, die ein ungehin-
dertes Durchsehen zulassen, z. B. Maschendraht-
zäune. Einfriedungen, die ein ungehindertes Durch-
sehen nicht zulassen, z. B. Mauern, sind geschlosse-
ne Einfriedungen.

67.7 Zu Absatz 7

67.7.7 Den luftgetragenen Schwimmbeckenüberdachun-
gen stehen bewegliche und durchsichtige
Schwimmbeckenabdeckungen, z. B. aus Kunststoff-
formteilen, mit einer Höhe von nicht mehr als 
1,50 m über dem Wasserspiegel gleich.

67.8 Zu Absatz 8

67.8.5 Als übliche Dauer des Wahlkampfes kann ein Zeit-
raum von 6 Wochen unmittelbar vor der Wahl oder
Abstimmung angenommen werden.

67.8.6 Fremdwerbung ist bei diesen Werbeanlagen un-
zulässig.

67.8.7 Auf Nr. 13.3 wird verwiesen.

Haben Straßenbaubehörden der Gemeinden die
Aufstellung nichtamtlicher Hinweisschilder analog
der Richtlinie des MSWV (Hinweis-Z.Ri) vom 
15. August 1997 (ABl. S. 811) an Gemeindestraßen
außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortstei-
le oder an Straßen innerhalb der im Zusammenhang
bebauten Ortsteile gestattet, so bedürfen auch diese
Hinweisschilder keiner Baugenehmigung.

67.9 Zu Absatz 9

67.9.3 Bei den hier genannten baugenehmigungsfreien
Baustellenunterkünften (Baubuden und Baucontai-
nern) handelt es sich nur um die in § 45 Arbeitsstät-
tenverordnung genannten Tagesunterkünfte. Bau-
stellenunterkünfte, die dem Wohnen und Schlafen
dienen (Wohncontainer) sind in jedem Fall bauge-
nehmigungspflichtig.

67.9.9 Keiner Baugenehmigung bedürfen nur Auslagen-
stände vor den Ladengeschäften, in denen der Ver-
kauf der ausgelegten Ware stattfindet, wenn die
Auslagenstände die zulässige Größe nicht über-
schreiten. Mehrere kleinere Auslagenstände können

zu einem Auslagenstand bis zur zulässigen Größe
zusammengefaßt werden.

67.9.10 Zu den baulichen Anlagen, die keiner Baugenehmi-
gung bedürfen, gehören nur die Verkaufsstände auf
genehmigten Straßenfesten, festgesetzten Volksfe-
sten und Märkten, nicht jedoch solche auf Straßen
und Plätzen, auch wenn sie täglich abgeräumt oder
zeitlich befristet aufgestellt werden. 

Verkaufsstände dienen dem direkten Verkauf von
Waren jeglicher Art außerhalb von Verkaufsräumen.
Diese Verkaufsstände, selbst wenn sie zu einem La-
dengeschäft gehören, sind genehmigungspflichtige
bauliche Anlagen, die die allgemeinen Anforderun-
gen des § 3 Abs. 1 BbgBO erfüllen müssen. Die
§§ 34 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) und 
15 BauNVO sind zu beachten. 

67.10 Zu Absatz 10

67.10.4 Für Lagerplätze für land- oder forstwirtschaftliche
Erzeugnisse gilt § 67 Abs. 9 Nr. 4 BbgBO.

67.14 Zu Absatz 14

67.14.2 Für Baudenkmäler ist das Einvernehmen der ober-
sten Denkmalschutzbehörde (MWFK) erforderlich.

68 Bauantrag und Bauvorlagen (§ 68)

68.1 Zu Absatz 1

68.1.1 Der Begriff „Bauantrag“ ist die Sammelbezeichnung
für alle nach § 22 Satz 2 Nr. 1 VwVfGBbg mögli-
chen förmlichen Anträge im Zuständigkeitsbereich
der unteren Bauaufsichtsbehörde. Der Begriff um-
faßt daher insbesondere die Anträge auf Vorbescheid,
städtebaulichen Vorbescheid, Ausnahme, Befreiung,
Abweichung und Abbruchgenehmigung.

Zum Bauantrag einschließlich der Bauvorlagen
nimmt die Gemeinde/das Amt als Behörde Stellung
und leitet den Bauantrag mit allen Bauvorlagen und
mit ihrer Stellungnahme unverzüglich an die untere
Bauaufsichtsbehörde weiter. Der Gesetzgeber geht
davon aus, daß die Monatsfrist nach § 71 Abs. 3
BbgBO dabei nicht ausgenutzt wird.

Die Prüfung und Stellungnahme hat sich auf Sach-
und Rechtsfragen zu beschränken, an denen sie im
Baugenehmigungsverfahren beteiligt ist, insbeson-
dere auf Fragen

- des Bauplanungsrechts,
- der Erschließung,
- der Einfügung des Vorhabens in das Straßen-,

Orts- oder Landschaftsbild,
- der Einhaltung örtlicher Bauvorschriften (§ 89

BbgBO).
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Der Eingang des Bauantrages ist sowohl von der
Gemeinde/dem Amt als auch von der Bauaufsichts-
behörde durch Stempel mit Tagesangabe auf dem
Bauantrag zu vermerken. Bauvorlagen, die nachge-
reicht oder erneut vorgelegt werden, sind ebenfalls
mit einem Eingangsstempel zu versehen. Fristen bei
der Bauaufsichtsbehörde beginnen erst, wenn der
Bauantrag mit allen Bauvorlagen (vgl. § 68 Abs. 2
BbgBO) bei ihr eingegangen ist.

68.2 Zu Absatz 2

68.2.1 Wegen Umfang, Art, Inhalt und Zahl der Bauvor-
lagen wird auf die Bauvorlagenverordnung 
(BauVorlV) und die dazu ergangene Verwal-
tungsvorschrift zur Bauvorlagenverordnung 
(VVBauVorlV) verwiesen.

68.2.2 Das Nachreichen von Bauvorlagen (z. B. Standsi-
cherheitsnachweise, andere technische Nachweise)
soll während des Genehmigungsverfahrens, jedoch
vor der Erteilung der Baugenehmigung dann gestat-
tet werden, wenn 

- die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vor-
habens nicht zweifelsfrei ist,

- die Baugenehmigung nur unter Zulassung einer
Befreiung/Abweichung von zwingenden Vor-
schriften möglich ist,

- die Baugenehmigung von der Zustimmung oder
von einer weiteren Genehmigung oder Erlaub-
nis einer anderen Behörde abhängig ist.

68.2.3 Wegen des Nachreichens von Konstruktionszeich-
nungen, Bewehrungs- und Schalungsplänen siehe
Nr. 74.7.2.

68.2.4 Hat der Bauherr ausdrücklich nur eine Prüfung der
vorgelegten Bauvorlagen (ohne bautechnische
Nachweise) beantragt, ist der Bauantrag als Antrag
auf Erteilung eines städtebaulichen Vorbescheides
(§ 77 BbgBO) auszulegen, wenn die sonstigen Vor-
aussetzungen erfüllt sind. In Zweifelsfällen ist eine
Rückfrage erforderlich. 

68.2.5 Bestehen Zweifel über die grundsätzliche Zulässig-
keit des Vorhabens, ist der Bauherr auf die Möglich-
keit der Einholung eines städtebaulichen Vorbe-
scheides nach § 77 BbgBO hinzuweisen.

68.4 Zu Absatz 4

Neben dem Entwurfsverfasser hat auch der Bauherr
den Bauantrag und die Bauvorlagen zu unterschrei-
ben, der Bauherr kann sich im Gegensatz zum Ent-
wurfsverfasser jedoch vertreten lassen. Für die Ver-
tretungsbefugnis eines privaten Bauherrn gelten die
zivilrechtlichen Vorschriften.

69 Bauanzeigeverfahren,
vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren (§ 69)

69.1 Zu Absatz 1

69.1.1 Nr. 1a, b

Dem Bebauungsplan nach Abs. 1 Nr. 1 b steht eine
nach dem 30. April 1993 rechtswirksam gewordene
Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan,
die mindestens die Festsetzungen nach § 30 Abs. 1
BauGB enthält, gleich.

Bebauungsplan und Satzung über den Vorhaben-
und Erschließungsplan müssen rechtswirksam
sein, so daß § 33 BauGB keine Anwendung finden
kann. 

69.1.3 Nr. 3

Den grundsätzlichen Nachweis erbringt die Ge-
meinde oder das Amt. Siehe hierzu Nr. 4.1.4,
Nr. 43.1 und Nr. 44.1.

69.1.6 Nr. 6

Für den Prüfingenieur findet die Nr. 70.3.1 Anwen-
dung.

69.1.7 Nr. 7

Für die schriftliche Versicherung ist der öffent-
lich bekanntgemachte Vordruck (Anlage 2 zur 
VVBauVorlV) zu verwenden.

69.2 Zu Absatz 2

69.2.1 Ein Nachreichen einzelner Bauvorlagen (§ 68 
Abs. 2 BbgBO) ist im Bauanzeigeverfahren ausge-
schlossen. 

69.3 Zu Absatz 3

Mit dieser Vorschrift ist die Vorlagefrist der Bau-
anzeige mit der Stellungnahme der Gemeinde/
des Amtes bei der unteren Bauaufsichtsbehörde bin-
nen zwei Wochen festgelegt worden. Für die Ge-
meinde ist diese Frist auch dann bindend, wenn sie
ein vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren ver-
langt.

69.4 Zu Absatz 4

Als Eingang der Bauanzeige gilt das Datum des
Eingangsstempels der unteren Bauaufsichtsbehörde.
Die Fristen nach § 69 Abs. 4, 5 Satz 1 und 8 BbgBO
beginnen mit diesem Datum zu laufen. 

Zur Erfüllung der Wochenfrist kommt es auf den
Tag der Absendung und nicht auf den Tag des Ein-
gangs beim Bauherrn an.



70.2.2 Die gesonderte Prüfung der bautechnischen Nach-
weise kann bei jedem Prüfingenieur, der im Land
Brandenburg anerkannt ist, beantragt werden. Die
unteren Bauaufsichtsbehörden führen diese Prüfun-
gen nicht durch.

70.3 Zu Absatz 3

70.3.1 Die Bestimmungen des Abschnitts 2 der Bautechni-
schen Prüfungsverordnung gelten uneingeschränkt. 

70.3.2 Für die Erklärung des Prüfingenieurs ist der Vor-
druck der Anlage 4 zur Bautechnischen Prüfungs-
verordnung zu verwenden.

70.4 Zu Absatz 4

Die oberste Bauaufsichtsbehörde hat die Typenprü-
fung auf das Bautechnische Prüfamt übertragen. Ty-
penprüfungen sind daher direkt bei dieser Behörde
zu beantragen. 

70.5 Zu Absatz 5

Verantwortlich für die Bereithaltung der bautechni-
schen Nachweise auf der Baustelle sind die am Bau
Beteiligten. Auf § 87 Abs. 1 Nr. 6 BbgBO wird ver-
wiesen.

71 Behandlung des Bauantrages (§ 71)

71.1 Zu Absatz 1

Die Bauaufsichtsbehörden haben durch personelle
und organisatorische Maßnahmen sicherzustellen,
daß die Zweiwochenfrist eingehalten wird.

71.2 Zu Absatz 2

Eine Zurückweisung wegen erheblicher Mängel
kommt insbesondere in Betracht, wenn

- der Bauantrag, der Antrag auf städtebaulichen
Vorbescheid oder die Bauvorlagen nicht von ei-
nem Bauvorlageberechtigten (§ 60 Abs. 2 und 3
BbgBO) persönlich unterschrieben sind (siehe
auch Nr. 60.1.2) oder

- die mangelhaften Bauvorlagen nur vom Bau-
herrn oder Entwurfsverfasser vervollständigt
werden können oder

- trotz Aufforderung mit Fristsetzung mangelhaf-
te Bauvorlagen nicht ergänzt oder fehlende
nicht nachgereicht werden; dabei ist § 68 Abs. 2
Satz 2 BbgBO zu beachten.

71.3 Zu Absatz 3

71.3.1 Unter diese Vorschrift fallen insbesondere auch alle
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69.5 Zu Absatz 5

Entspricht die Bauanzeige den Bestimmungen des
§ 69 BbgBO, so soll die untere Bauaufsichtsbehörde
die Bauausführung unverzüglich freigeben.

69.6 Zu Absatz 6

Die Bauausführung ist zu untersagen, wenn eine der
hier aufgeführten Voraussetzungen zutrifft.

Die mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehene
Untersagungsverfügung muß die hier aufgeführten
Untersagungsgründe im einzelnen benennen,
braucht jedoch nicht weiter begründet zu werden.
Da Widerspruch und Anfechtungsklage keine auf-
schiebende Wirkung haben (§ 80 Abs. 2 Nr. 3
VwGO), braucht die sofortige Vollziehung nicht an-
geordnet werden. Die Untersagungsverfügung ist
dem Bauherrn innerhalb der Frist nach § 69 Abs. 5
Satz 1 BbgBO zuzustellen. 

Wird festgestellt, daß trotz der Untersagungsverfü-
gung mit den Bauarbeiten begonnen wurde, so hat
die untere Bauaufsichtsbehörde die Bauarbeiten un-
verzüglich unter Androhung eines Zwangsgeldes
einstellen zu lassen. 

69.8 Zu Absatz 8

Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren wird
auf Antrag des Bauherrn auch für Wohngebäude ge-
ringer Höhe durchgeführt.

Beim vereinfachten Baugenehmigungsverfahren
gelten die Bestimmungen der BbgBO. Die Ein-
schränkung des materiell-rechtlichen Prüfumfan-
ges, wie beim Bauanzeigeverfahren, findet auch
hier Anwendung. Im Gegensatz zum Bauanzeige-
verfahren wird jedoch eine Baugenehmigung er-
teilt. Das bedeutet, daß § 74 Abs. 7 BbgBO Anwen-
dung findet und mit den Bauarbeiten vor Zugang
der Baugenehmigung nicht begonnen werden darf.
Einer Untersagungsverfügung bedarf es daher
nicht.

70 Verzicht auf die Prüfung bautechnischer Nach-
weise (§ 70)

70.2 Zu Absatz 2

70.2.1 Der Prüfverzicht der bautechnischen Nachweise 
bezieht sich nur auf Tragwerke mit sehr geringem
oder geringem Schwierigkeitsgrad. Soweit Teile von
Tragwerken einen höheren Schwierigkeitsgrad auf-
weisen, gilt der Prüfverzicht für diese Teile nicht.
Die Tragwerke sind insgesamt zu prüfen, wenn die
Prüfung der Tragwerke mit dem höheren Schwierig-
keitsgrad allein nicht möglich ist. § 70 Abs. 3 
BbgBO findet jedoch Anwendung.
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internen Beteiligungen innerhalb der Gebietskör-
perschaft, der die untere Bauaufsichtsbehörde an-
gehört.

71.3.2 Bei Anforderung der Stellungnahme ist darauf hin-
zuweisen, daß die Bauaufsichtsbehörde nach Ablauf
der gesetzlich festgelegten Monatsfrist davon aus-
geht, daß die von den Behörden und Stellen wahrzu-
nehmenden öffentlichen Belange nicht berührt wer-
den.

71.3.3 Für die Errichtung und den Betrieb von Hochfre-
quenzanlagen (ortsfeste Sendefunkanlagen) ist in
jedem Fall das zuständige Amt für Immissions-
schutz zu beteiligen.

71.3.4 Vorschläge für Nebenbestimmungen müssen durch
die am Verfahren beteiligten Körperschaften und
Behörden unter Angabe der Rechtsgrundlage be-
gründet werden.

71.4 Zu Absatz 4

Die zu beteiligenden Körperschaften und Behörden
sind auf die gesetzliche Fiktionsregelung dieser Be-
stimmung hinzuweisen.

71.5 Zu Absatz 5

Die behördliche Gestattung ist der Sammelbegriff
für alle selbständigen positiven Entscheidungen von
Behörden aufgrund spezieller Rechtsnormen, ohne
Rücksicht auf die jeweilige Bezeichnung. 

71.9 Zu Absatz 9

Bei der Monatsfrist handelt es sich um eine Ord-
nungsfrist. Ihre Überschreitung hat nicht die Folge,
daß die Baugenehmigung als fiktiv erteilt gilt.

72 Abweichungen (§ 72)

72.1 Zu Absatz 1

72.1.1 Bauaufsichtsrechtliche Anforderungen sind die ma-
teriell-rechtlichen Bestimmungen der BbgBO und
die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschrif-
ten. Nur von diesen kann eine Abweichung zugelas-
sen werden, nicht jedoch von verfahrensrechtlichen
Vorschriften.

72.1.2 Bei Abweichungen von Vorschriften, die ausdrück-
lich unter der Voraussetzung gestattet werden kön-
nen, daß Bedenken wegen des Brandschutzes nicht
bestehen oder daß der Brandschutz auf andere Wei-
se gesichert ist, sind die Brandschutzdienststellen zu
hören. Dies gilt nicht, wenn die Abweichungen den
dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften oder ei-
nem Sammelgutachten (§ 71 Abs. 6 BbgBO) ent-
sprechen.

72.1.3 Für Abweichungen, die für den Arbeitsschutz oder
den Immissionsschutz von Bedeutung sind, gilt
Nr. 72.1.2 sinngemäß. Die Nr. 55.2.3 und Nr. 55.2.4
gelten entsprechend.

72.3 Zu Absatz 3

Siehe auch Nr. 67.1.6

73 Beteiligung der Nachbarn (§ 73)

73.1 Zu Absatz 1

Ist bekannt, daß eine Auflassungsvormerkung im
Grundbuch eines angrenzenden Grundstückes 
eingetragen ist, so steht der Auflassungsbegün-
stigte dem Eigentümer oder Erbbauberechtigten
gleich.

Nachbar i. S. dieser Vorschrift ist nur, wessen
Grundstück mindestens mit einem Punkt (Punkt-
nachbar) direkt an das Baugrundstück angrenzt.

73.2 Zu Absatz 2

Nicht die Gewißheit, sondern schon die Möglich-
keit, daß durch eine Befreiung oder Abweichung öf-
fentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Belange
berührt werden, macht die Beteiligung der Nach-
barn zwingend erforderlich. Im Zweifelsfall sollte
immer das Beteiligungsverfahren durchgeführt wer-
den. Allerdings braucht nur der Nachbar beteiligt zu
werden, der von der Befreiung oder Abweichung
berührt werden kann.

73.5 Zu Absatz 5

Für die Zustellung gelten nach dem Verwaltungszu-
stellungsgesetz für das Land Brandenburg (Landes-
zustellungsgesetz - LZG) vom 18. Oktober 1991
(GVBl. S. 457) die Bestimmungen des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes (VwZG) vom 3. Juli 1952
(BGBl. I S. 379).

74 Baugenehmigung und Baubeginn (§ 74)

74.1 Zu Absatz 1

Zu den öffentlich-rechtlichen Vorschriften zählen ne-
ben der BbgBO und deren Durchführungsverord-
nungen insbesondere das Baugesetzbuch, die Bau-
nutzungsverordnung, die Vorschriften zum Immissi-
ons-, Gewässer- und Denkmalschutz, die Arbeitsstät-
tenverordnung, das Luftverkehrsgesetz, die Straßen-
gesetze, die Bebauungspläne und die als kommunale
Satzungen erlassenen örtlichen Bauvorschriften.

74.2 Zu Absatz 2

Es ist zwingend vorgeschrieben, daß mit der Bauge-



nehmigung dem Antragsteller auch eine Ausferti-
gung der mit einem Genehmigungsvermerk verse-
henen Bauvorlagen zuzustellen ist. 

Der Genehmigungsvermerk auf den Bauvorlagen
hat mittels Stempelaufdruck in grüner Farbe nach
folgendem Muster zu erfolgen:

Gehört 
zum Bescheid ❑

zur Bauanzeige ❑

vom: _____________________
Az: ______________________
Ort, den __________________

_________________________
(Unterschrift)

Bezüglich der Zustellung gilt Nr. 73.5.

74.4 Zu Absatz 4

Die Sicherheitsleistung soll verlangt werden, wenn
der begründete Verdacht besteht, daß der Beseiti-
gungspflichtige seiner Verpflichtung nicht nach-
kommen wird. Angemessen ist die Sicherheitslei-
stung, wenn mit ihr der Abbruch der Anlage und die
Herstellung des ordnungsgemäßen Zustandes finan-
ziert werden kann. Für Abgrabungen und Aufschüt-
tungen ist die hierzu erlassene Verordnung zu be-
achten.

74.5 Zu Absatz 5

Diese Vorschrift besagt, daß im Baugenehmigungs-
verfahren private Rechtsverhältnisse grundsätzlich
nicht geprüft werden. Auf § 68 Abs. 4 letzter Satz
BbgBO wird verwiesen.

74.6 Zu Absatz 6

74.6.1 Neben der grundsätzlichen Unterrichtung der Ge-
meinde hat die Bauaufsichtsbehörde auch den am
Verfahren beteiligten Körperschaften und Behör-
den, deren Zustimmung, Einvernehmen oder Be-
nehmen für die Baugenehmigung erforderlich ist 
(§ 71 Abs. 4 BbgBO), von ihrer Entscheidung
Kenntnis zu geben.

74.6.2 Bei Abbruchgenehmigungen sind die nach 
Nr. 66.1.4 zuständigen Behörden in Kenntnis zu set-
zen. 

74.6.3 Der Gemeinde ist im Falle der Erteilung einer Bau-
genehmigung auch eine mit dem Genehmigungsver-
merk (Nr. 74.2) versehene Ausfertigung der Bauvor-
lagen zu übersenden. Dieses gilt sinngemäß für alle
Verfahren, auch für das Bauanzeigeverfahren, für
die die untere Bauaufsichtsbehörde entscheidungs-
befugt ist. 
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74.7 Zu Absatz 7

74.7.1 Die Baugenehmigung berechtigt zum Baubeginn, es
sei denn, die Bauaufsichtsbehörde hat sich die Frei-
gabe der Bauarbeiten vorbehalten.

Die Baugenehmigung kann erst erteilt werden,
wenn die Bauaufsichtsbehörde nach Prüfung der er-
forderlichen Bauvorlagen festgestellt hat, daß dem
Bauvorhaben öffentlich-rechtliche Vorschriften
nicht entgegenstehen. Solange erforderliche Bau-
vorlagen nicht oder nur zum Teil vorliegen, kann
diese Feststellung nicht getroffen werden. Auf be-
sonderen schriftlichen Antrag kann dann gestattet
werden, daß mit den Bauarbeiten für die Baugrube
und für einzelne Bauteile oder Bauabschnitte be-
gonnen werden darf (Teilbaugenehmigung nach
§ 75 BbgBO).

74.7.2 Ausnahmsweise dürfen Konstruktionszeichnungen,
Bewehrungs- und Schalungspläne als Bestandteil
des Standsicherheitsnachweises (vgl. § 6 BauVorlV)
nach Erteilung der Baugenehmigung, jedoch recht-
zeitig vor der Bauausführung, zur Prüfung einge-
reicht werden. Die Baugenehmigung ist dann unter
der Bedingung zu erteilen, daß diese Bauvorlagen
vor Beginn der Bauausführung des jeweiligen Bau-
teils oder Bauabschnittes durch die Bauaufsichts-
behörde, einen Prüfingenieur oder das Prüfamt ge-
prüft sein müssen. Der Entwurfsverfasser trägt dann
die Verantwortung, daß die nachgereichten Bauvor-
lagen mit dem genehmigten Entwurf und den öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften übereinstimmen.

74.7.3 Die Bauvorlagen für eine Teilbaugenehmigung müs-
sen die Feststellung der grundsätzlichen baurechtli-
chen Zulässigkeit des Vorhabens als Ganzes sowie
die abschließende Prüfung der bautechnischen Un-
bedenklichkeit der jeweils zu erfassenden Teile der
Abschnitte des Vorhabens ermöglichen. Im übrigen
kann die Zulässigkeit des Vorhabens auch durch ei-
nen städtebaulichen Vorbescheid (§ 77 BbgBO)
festgestellt werden. 

74.8 Zu Absatz 8

Nach dieser Bestimmung ist die untere Bauauf-
sichtsbehörde verpflichtet, sich die Einhaltung der
festgelegten Grundfläche und Höhenlage durch eine
Einmessung nachweisen zu lassen. Als Nachweis
der Einmessung genügt in aller Regel eine Beschei-
nigung der behördlichen Vermessungsstelle oder
des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs
über das Ergebnis der Einmessung. Werden aller-
dings Abweichungen von der festgelegten Grund-
fläche oder der Höhenlage festgestellt, so sind diese
zu dokumentieren. Nachweispflichtig ist nach § 58
Abs. 1 BbgBO der Bauherr. Die Verpflichtung und
der Zeitpunkt des Nachweises ist als Auflage in die
Baugenehmigung aufzunehmen. Läßt sich die Frist
aus tatsächlichen Gründen nicht einhalten, so kann
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die untere Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall eine
Fristverlängerung zulassen.

Stellt die behördliche Vermessungsstelle oder der
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur nicht to-
lerierbare Abweichungen in der Bauausführung fest,
so ist die untere Bauaufsichtsbehörde unverzüglich
zu unterrichten.

74.9 Zu Absatz 9

Die untere Bauaufsichtsbehörde gibt die vom Bau-
herrn abzugebenden Mitteilungen über den Aus-
führungsbeginn genehmigungsbedürftiger Vorhaben
(Baubeginnanzeige) und die Wiederaufnahme der
Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von mehr als
drei Monaten unverzüglich dem Bautechnischen
Prüfamt oder dem Prüfingenieur zur Kenntnis,
wenn diese die bautechnischen Unterlagen geprüft
haben.

76 Vorbescheid (§ 76)

76.1.1 Dieser Vorbescheid dient der Klärung einzelner Fra-
gen des Bauvorhabens. Die eingereichten Fragen
müssen der selbständigen Beurteilung zugänglich
sein. Dazu müssen beurteilungsfähige Unterlagen,
insbesondere Umgebungs- und Lageplan, einge-
reicht werden, die die Entscheidung ermöglichen.
Die untere Bauaufsichtsbehörde berät den Bau-
herrn, ob die Klärung der eingereichten Fragen
durch einen Vorbescheid nach § 76 BbgBO möglich
ist oder wegen der Komplexität der Fragestellung ei-
nes städtebaulichen Vorbescheides nach § 77 
BbgBO bedarf.

76.1.2 Der Vorbescheid befindet als ein vorweggenomme-
ner Teil der Baugenehmigung über die zur Entschei-
dung gestellten Fragen abschließend und bindend.
Das bedeutet, daß die im Vorbescheid für den Bau-
herrn positiv beschiedenen Fragen im Baugenehmi-
gungsverfahren nicht als Ablehnungsgrund für eine
spätere Baugenehmigung herangezogen werden
dürfen, es sei denn, der Bauantrag weicht nicht un-
wesentlich von den entschiedenen Punkten ab.

76.1.3 Die Rücknahme oder ein Widerruf eines Vorbe-
scheides kann nur nach den Vorschriften der §§ 48,
49 VwVfGBbg erfolgen.

77 Städtebaulicher Vorbescheid (§ 77)

77. 1 Zu Absatz 1

Beim städtebaulichen Vorbescheid werden nicht nur
einzelne Fragen wie beim Vorbescheid nach § 76
BbgBO geklärt, sondern es erfolgt eine spezielle
und abschließende Prüfung aller bauplanungs- und
bauordnungsrechtlich relevanten Belange mit Aus-

nahme der bautechnischen Prüfungen mit dem Ziel,
das Ergebnis ohne weitere Prüfung ins spätere Bau-
genehmigungs- oder Bauanzeigeverfahren zu über-
nehmen.

Für den städtebaulichen Vorbescheid gilt die
Nr. 76.1.2 und Nr. 76.1.3. Die Bauvorlagen müssen
jedoch der BauVorlV entsprechen und von einem
bauvorlageberechtigten Entwurfsverfasser (§ 60
Abs. 1 BbgBO) unterschrieben sein. 

79 Genehmigung Fliegender Bauten (§ 79)

79.1 Zu Absatz 1

79.1.1 Fliegende Bauten sind nach § 55 Abs. 2 Nr. 13 
BbgBO bauliche Anlagen besonderer Art und Nut-
zung. Auf den Einführungserlaß zur Richtlinie und
auf die Richtlinie über den Bau und Betrieb Fliegen-
der Bauten (FlBauR) wird verwiesen. 

79.1.2 Sollen Fliegende Bauten länger als drei Monate an
einem Ort aufgestellt werden, so ist im Einzelfall
zu prüfen, ob eine Baugenehmigung erforderlich
ist. Bauliche Anlagen, die zwar geeignet sind, an
verschiedenen Orten wiederholt aufgestellt und
zerlegt zu werden, die aber dazu bestimmt sind, am
selben Ort auf Dauer oder wiederholt für einen län-
geren Zeitraum aufgestellt zu werden (z. B. Trag-
lufthallen über Schwimmbädern oder Tennisplät-
zen, Ausstellungszelte während einer Saison, als
Verkaufsstätten genutzte Zelte), sind keine Fliegen-
den Bauten. Für sie ist ein Baugenehmigungsver-
fahren gemäß § 68 BbgBO erforderlich, in dem
auch die planungsrechtliche Zulässigkeit zu prüfen
ist. Auf derartige bauliche Anlagen sind die techni-
schen Regeln für Fliegende Bauten anzuwenden
und zusätzlich zu der Ausführungsgenehmigung er-
forderliche Nachweise (z. B. Schneelasten, Bestuh-
lungspläne) zu prüfen. Die Ausführungsgenehmi-
gung nach § 79 Abs. 2 BbgBO ist der Baugenehmi-
gung zugrundezulegen.

In der Regel sollen Nachprüfungen gem. § 55
Abs. 1 Nr. 17 BbgBO gefordert oder durchgeführt
werden.

79.6 Zu Absatz 6

Der Zeitraum zwischen der Anzeige und dem Be-
ginn der Aufstellung soll mindestens drei Tage be-
tragen.

79.8 Zu Absatz 8

Eine Nachprüfung ist durchzuführen, wenn der
Fliegende Bau länger als drei Monate an einem
Aufstellungsort betrieben wird (siehe auch
Nr. 79.1.2).
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80 Zustimmung zu Vorhaben öffentlicher Bauherrn
(§ 80)

80.1 Zu Absatz 1

80.1.1 Die Erfüllung der Anforderungen, die an Bedienste-
te einer Baudienststelle nach Nr. 2 gestellt werden,
sind der obersten Bauaufsichtsbehörde auf Verlan-
gen nachzuweisen.

80.1.2 Beachtet die Baudienststelle bei der Übertragung ihr
obliegender Prüfaufgaben, z. B. auf Prüfingenieure,
die Vorschriften, die für die Bauaufsichtsbehörden
gelten (§ 11 der Bautechnischen Prüfungsver-
ordnung), so findet die Baugebührenordnung 
(BauGebO) Anwendung.

80.2 Zu Absatz 2

80.2.1 Da § 68 Abs. 1 bis 4 BbgBO entsprechend gilt, müs-
sen die mit dem Zustimmungsantrag einzureichen-
den Bauvorlagen den Vorschriften der BauVorlV
entsprechen. Bautechnische Unterlagen brauchen
jedoch im Hinblick auf die Regelung, bezüglich der
Prüfung dieser Unterlagen (§ 80 Abs. 3 BbgBO),
nicht vorgelegt werden.

80.2.2 Ferner gelten auch die §§ 71 bis 78 BbgBO entspre-
chend. Das bedeutet, daß der Zustimmungsantrag in
bezug auf diese Paragraphen den gleichen Rechts-
grundsätzen unterliegt, wie sie für das Baugenehmi-
gungsverfahren gelten. 

80.3 Zu Absatz 3

Die Bestimmungen der §§ 12 bis 56 BbgBO sind
von einer Prüfung ausgenommen. Sollten jedoch im
Zustimmungsverfahren offensichtliche Verstöße ge-
gen diese Vorschriften oder andere Rechtsvorschrif-
ten festgestellt werden, so wirkt die oberste Bauauf-
sichtsbehörde auf die Beseitigung dieser Verstöße
hin.

80.4 Zu Absatz 4

Anträge auf Abweichungen nach § 72 BbgBO sowie
auf Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 BauGB
sind zu begründen.

80.5 Zu Absatz 5

80.5.1 Zu den baulichen Anlagen, die unmittelbar der Lan-
desverteidigung dienen, gehören alle Anlagen inner-
halb von abgeschlossenen Bereichen, wie Kaser-
nengelände und Truppenübungsplätze, die im allge-
meinen der Öffentlichkeit nicht zugänglich sind.
Das gilt z. B. auch für Sporthallen und Casinos in
diesen Bereichen.

80.5.2 Nicht unmittelbar der Landesverteidigung dienen
insbesondere bauliche Anlagen außerhalb solcher
Bereiche wie:

- Verwaltungsgebäude,
- Wohngebäude,
- Schulen und Hochschulen aller Art,
- Sport- und Freizeiteinrichtungen,
- Einrichtungen für die Seelsorge und Sozialbe-

treuung, 
- Stellplatzanlagen.

82 Beseitigung baulicher Anlagen (§ 82)

82.3 Zu Absatz 3

Von der Möglichkeit, rechtswidrig errichtete Werbe-
anlagen in amtlichen Gewahrsam zu bringen, ist Ge-
brauch zu machen, wenn die Störung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung so schnell wie mög-
lich beseitigt werden soll.

In amtlichen Gewahrsam bringen ist kein Zwangs-
mittel im Sinne von § 17 Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz. Aus diesem Grunde können die
rechtswidrig errichteten Werbeanlagen auch bereits
vor Bestandskraft der Beseitigungsverfügung in
amtlichen Gewahrsam gebracht werden.

83 Bauüberwachung (§ 83)

83.1 Zu Absatz 1

83.1.1 Notwendigkeit, Umfang und Häufigkeit der Bau-
überwachung richten sich nach der Schwierigkeit
der Bauausführung unter Berücksichtigung mögli-
cher Folgen, die sich aus der Nichtbeachtung von
Bauvorschriften oder der genehmigten Bauvorlagen
für die bauliche Anlage ergeben könnten. Die Bau-
überwachung soll sich auch auf die Ausbauphase in
Gebäuden erstrecken. 

83.1.2 Neben der Prüfung, ob die öffentlich-rechtlichen
Vorschriften eingehalten werden und den genehmig-
ten Bauvorlagen entsprechend gebaut wird, soll sich
die Bauüberwachung insbesondere auch auf die
Prüfung folgender Nachweise erstrecken:

a) Ü-Zeichen, Übereinstimmungserklärung oder 
-zertifikat gemäß § 25 BbgBO,

b) CE-Zeichen, Konformitätserklärung oder -zerti-
fikat gemäß § 8 Bauproduktengesetz,

c) Zulassung im Einzelfall,

d) das Ergebnis von Güteprüfungen (Unternehmer-
prüfungen), wenn diese in bauaufsichtlich ein-
geführten technischen Baubestimmungen vor-
gesehen sind (z. B. Güteprüfungen von Beton
anhand von Würfelproben nach DIN 1045),

e) Eignungsnachweise für Schweißarbeiten, für die
Herstellung geleimter tragender Holzbauteile



und für die Herstellung oder Verarbeitung von
Beton B II oder Beton ab BK 35.

Zu den genehmigten Bauvorlagen gehören auch die
durch einen Prüfingenieur oder das Bautechnische
Prüfamt geprüften Nachweise der Standsicherheit
und die anderen bautechnischen Nachweise. Die
Bauüberwachung dieser Unterlagen hat unabhängig
von der Bauüberwachung der unteren Bauaufsichts-
behörde grundsätzlich der Prüfingenieur oder das
Bautechnische Prüfamt vorzunehmen.

83.1.3 Werden auf der Baustelle Bauprodukte, Bauarten
oder Einrichtungen angetroffen, ohne daß der erfor-
derliche Nachweis vorliegt, ist wie folgt zu verfahren:

- Liegt ein nach § 21 BbgBO für neue Baupro-
dukte oder Bauarten erforderlicher Nachweis
nicht vor, so ist ihre weitere Verwendung zu un-
tersagen, bis ggf. eine Zustimmung durch das
Deutsche Institut für Bautechnik nachträglich
erteilt wird.

- Werden prüfzeichenpflichtige Bauprodukte 
und Einrichtungen ohne Übereinstimmungs-, 
Ü- oder CE-Zeichen angetroffen, so ist die Ver-
wendung zu untersagen.

83.1.6 Überwachungspflichtige Bauprodukte, Bauarten
und Einrichtungen ohne Überwachungszeichen sind
auf Kosten des Bauherrn (Tarifstelle 3.1.4 
BauGebO) von geeigneten Prüfstellen oder Sach-
verständigen auf ihre ordnungsgemäße Beschaffen-
heit zu überprüfen.

83.1.7 Kann bei einem ausgeführten Bauvorhaben der un-
ter Nr. 83.1.2 Buchstabe d und Buchstabe e genann-
te Eignungsnachweis nicht vorgelegt werden, hat die
Bauaufsichtsbehörde durch ein Gutachten einer für
die Erteilung der Eignungsnachweise anerkannten
Stelle die Ordnungsmäßigkeit der Bauausführung
feststellen zu lassen.

84 Bauzustandsbesichtigung (§ 84)

84.1 Zu Absatz 1

Hat ein Prüfingenieur oder das Bautechnische
Prüfamt die bautechnischen Nachweise geprüft, so
gibt die untere Bauaufsichtsbehörde die vom Bau-
herrn abzugebenden Anzeigen der Fertigstellung
des Rohbaus und der abschließenden Fertigstellung
unverzüglich dem Prüfingenieur oder dem Bautech-
nischen Prüfamt zur Kenntnis, so daß diese die 
erforderlichen Besichtigungen des Bauzustandes
durchführen können.

84.2 Zu Absatz 2

Das Ermessen der Bauaufsichtsbehörde, ob und in

welchem Umfang eine Bauzustandsbesichtigung
durchgeführt wird, wird für die Errichtung, den Aus-
bau oder die Erweiterung eines nach der Eigenheim-
bau-Richtlinie im 1. Förderungsweg (sozialer Woh-
nungsbau) geförderten, durch den Bauherrn eigen-
genutzten Familienheimes im Sinne von § 7 oder
§ 17 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes einge-
schränkt. In diesen Fällen ist grundsätzlich nach Fer-
tigstellung des Rohbaus (Rohbauabnahme) und der
abschließenden Fertigstellung (Schlußabnahme) des
Familienheimes eine Bauzustandsbesichtigung
durchzuführen und dem Bauherrn hierüber eine Be-
scheinigung zu erteilen. Dieses gilt nicht für Bauvor-
haben, die nach dem Bauanzeigeverfahren oder dem
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren (§ 69
BbgBO) ausgeführt wurden. In diesen Verfahren er-
setzt die Erklärung des Entwurfsverfassers nach § 69
Abs. 9 BbgBO die Rohbau- und Schlußabnahme
durch die Bauaufsichtsbehörde. Voraussetzung für
die Anwendung dieser Bestimmung ist die Vorlage
des Bewilligungsbescheides durch den Bauherrn.

Die Prüfingenieure und das Bautechnische Prüfamt
haben in jedem Fall die Bauzustandsbesichtigungen
der Bauvorhaben durchzuführen, für die sie die bau-
technischen Nachweise geprüft haben. Das Ermes-
sen, ob und in welchem Umfang eine Besichtigung
nach Absatz 1 durchgeführt wird, bezieht sich nur
auf die untere Bauaufsichtsbehörde.

84.6 Zu Absatz 6

Der Bauherr hat die durch den Bezirksschornstein-
fegermeister ausgestellte Bescheinigung über die
Rohbauabnahme mit der Anzeige über die Fertig-
stellung des Rohbaus und die Bescheinigung über
die Schlußabnahme mit der Anzeige der ab-
schließenden Fertigstellung der Bauaufsichtsbehör-
de zu übersenden.

89 Örtliche Bauvorschriften (§ 89)

89.9 Zu Absatz 9

§ 92 Abs. 7 BbgBO bestimmt, daß bis zum 31. De-
zember 1999 abweichend von dieser Vorschrift die
örtlichen Bauvorschriften bei der für die Genehmi-
gung von Bebauungsplänen zuständigen höheren
Verwaltungsbehörde nach dem Baugesetzbuch an-
zuzeigen sind. Höhere Verwaltungsbehörde nach
dem Baugesetzbuch ist das Landesamt für Bauen,
Bautechnik und Wohnen in Cottbus.

90 Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens
(§ 90)

90.1 Zu Absatz 1

Das gemeindliche Einvernehmen kann nur ersetzt
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werden, wenn dieses durch die Gemeinde rechts-
widrig versagt wurde. Ein versagtes gemeindliches
Einvernehmen, das sich in seiner Begründung auf
die §§ 31, 33, 34 oder 35 BauGB stützt, ist in aller
Regel nur dann rechtswidrig, wenn die Entschei-
dung ermessensfehlerhaft getroffen wurde. 

Die Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens
erfolgt eigenverantwortlich durch die Bauaufsichts-
behörde oder durch die Behörde, die in einem ande-
ren Genehmigungsverfahren über die planungs-
rechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens entscheidet,
für das das gemeindliche Einvernehmen erforder-
lich ist und das hinsichtlich der Baugenehmigung
Konzentrationswirkung entfaltet, z. B. Verfahren
nach § 13 BImSchG oder Planfeststellungsverfah-
ren.

90.2 Zu Absatz 2

Bei der Anhörung ist der Gemeinde die Rechtslage
darzustellen und deutlich zu machen, warum das ge-
meindliche Einvernehmen ersetzt werden soll. Auf
die Monatsfrist ist hinzuweisen.

90.3 Zu Absatz 3

Der Begriff der Genehmigung umfaßt alle baupla-
nungsrechtlichen Entscheidungen der Bauaufsichts-
behörde und der Behörden, die in einem anderen
Genehmigungsverfahren über die Zulässigkeit des
Vorhabens entscheiden.

90.5 Zu Absatz 5

Auch im Widerspruchsverfahren kann das Einver-
nehmen der Gemeinde noch ersetzt werden. In die-
sem Fall kann die Gemeinde jedoch, abweichend
von § 90 Abs. 4 BbgBO, sofort Klage erheben.

91 Datenschutz (§ 91)

91.1 Personenbezogene Daten sind gemäß § 3 Abs. 1 des
Brandenburgischen Datenschutzgesetzes Einzelan-
gaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse
einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen
Person (Betroffener).

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 1998 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift
vom 28. Juni 1994 (ABl. S. 1070) außer Kraft.
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Einstellung von Rechtsreferendaren
Festsetzung der Ausbildungskapazität

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz
und für Bundes- und Europaangelegenheiten

des Landes Brandenburg
Vom 19. Januar 1998

1. Im Land Brandenburg werden zum 1. Mai 1998 Rechts-
referendare zur Ableistung des juristischen Vorbereitungs-
dienstes eingestellt. Stammdienststellen werden die Land-
gerichte Cottbus, Frankfurt (Oder), Neuruppin und Pots-
dam sein.

Bewerbungen, die einschließlich aller Anlagen spätestens
am 20. Februar 1998 vollständig eingegangen sein müs-
sen, sind zu richten an den

Präsidenten
des Brandenburgischen Oberlandesgerichts
- Referendarausbildung -

14767 Brandenburg an der Havel.

Dort können ab sofort auch das Merkblatt über die Ernen-
nung zur Rechtsreferendarin bzw. zum Rechtsreferendar
und weitere Unterlagen angefordert werden.

2. Gemäß § 4 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung über die Ausbil-
dungskapazität und das Vergabeverfahren für den juristi-
schen Vorbereitungsdienst im Land Brandenburg 
(JurVDKpV) in der Fassung der Neubekanntmachung vom
13. April 1995 (GVBl. II S. 364) ist die Zahl der zur Verfü-
gung stehenden Ausbildungsplätze aufgrund wesentlicher
Änderungen der Berechnungsgrundlage neu bekanntzuma-
chen. Insgesamt stehen im Land Brandenburg in den vier
Landgerichtsbezirken nunmehr

210 Ausbildungsplätze

zur Verfügung.
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